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Hinweis:  blau gekennzeichnet sind Änderungen bzw. Neuerungen gegenüber dem EEG 2017; rote Markierungen dienen (zusätzlich) 
der besseren Lesbarkeit. Die Zusammenstellung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit und Richtigkeit. 

 

EEG 2021 EEG 2017 

§ 1 Zweck und Ziel des Gesetzes 

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, insbesondere im Interesse 
des Klima- und Umweltschutzes eine nachhaltige Entwick-
lung der Energieversorgung zu ermöglichen, die volkswirt-
schaftlichen Kosten der Energieversorgung auch durch die 
Einbeziehung langfristiger externer Effekte zu verringern, 
fossile Energieressourcen zu schonen und die Weiterent-
wicklung von Technologien zur Erzeugung von Strom aus 
erneuerbaren Energien zu fördern. 

(2) Ziel dieses Gesetzes ist es, den Anteil des aus erneuer-
baren Energien erzeugten Stroms am Bruttostromver-
brauch auf 65 Prozent im Jahr 2030 zu steigern. 

(3) Ziel dieses Gesetzes ist es ferner, dass vor dem Jahr 
2050 der gesamte Strom, der im Staatsgebiet der Bundes-
republik Deutschland einschließlich der deutschen aus-
schließlichen Wirtschaftszone (Bundesgebiet) erzeugt oder 
verbraucht wird, treibhausgasneutral erzeugt wird. 

(4) Der für die Erreichung der Ziele nach den Absätzen 2 
und 3 erforderliche Ausbau der erneuerbaren Energien soll 
stetig, kosteneffizient und netzverträglich erfolgen. 

§ 1 Zweck und Ziel des Gesetzes 

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, insbesondere im Interesse 
des Klima- und Umweltschutzes eine nachhaltige Entwick-
lung der Energieversorgung zu ermöglichen, die volkswirt-
schaftlichen Kosten der Energieversorgung auch durch die 
Einbeziehung langfristiger externer Effekte zu verringern, 
fossile Energieressourcen zu schonen und die Weiterent-
wicklung von Technologien zur Erzeugung von Strom aus 
erneuerbaren Energien zu fördern. 

(2) Ziel dieses Gesetzes ist es, den Anteil des aus erneuer-
baren Energien erzeugten Stroms am Bruttostromver-
brauch zu steigern auf  

1. 65 Prozent bis zum Jahr 2030 und 

2. mindestens 80 Prozent bis zum Jahr 2050. 

Dieser Ausbau soll stetig, kosteneffizient und netzverträg-
lich erfolgen. 

(3) Das Ziel nach Absatz 2 Satz 1 dient auch dazu, den An-
teil erneuerbarer Energien am gesamten Bruttoendener-
gieverbrauch bis zum Jahr 2020 auf mindestens 18 Pro-
zent zu erhöhen. 

§ 3 Begriffsbestimmungen 

… 

3a. „ausgeförderte Anlagen“ Anlagen, die vor dem 
1. Januar 2021 in Betrieb genommen worden sind und bei 
denen der ursprüngliche Anspruch auf Zahlung nach der 
für die Anlage maßgeblichen Fassung des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes beendet ist; mehrere Anlagen sind zur 
Bestimmung der Größe nach Halbsatz 1 als eine Anlage an-
zusehen, wenn sie nach der für sie maßgeblichen Fassung 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes zum Zweck der Ermitt-
lung des Anspruchs auf Zahlung als eine Anlage galten. 

… 

34. „Marktwert“ der für die Berechnung der Höhe der 
Marktprämie für den Strom aus einer Anlage nach Num-
mer 2 der Anlage 1 maßgebliche Wert: 

a) der energieträgerspezifische Marktwert von Strom aus 
erneuerbaren Energien oder aus Grubengas, der sich nach 
Anlage 1 Nummer 3 aus dem tatsächlichen Monatsmittel-
wert des Spotmarktpreises bezogen auf einen Kalender-
monat ergibt (Monatsmarktwert), oder 

b) der energieträgerspezifische Marktwert von Strom aus 
erneuerbaren Energien oder aus Grubengas, der sich nach 
Anlage 1 Nummer 4 aus dem tatsächlichen Jahresmittel-
wert des Spotmarktpreises bezogen auf ein Kalenderjahr 
ergibt (Jahresmarktwert), 

§ 3 Begriffsbestimmungen 

… 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

34. „Monatsmarktwert“ der nach Anlage 1 rückwirkend 
berechnete tatsächliche Monatsmittelwert des energieträ-
gerspezifischen Marktwerts von Strom aus erneuerbaren 
Energien oder aus Grubengas am Spotmarkt der Strom-
börse für die Preiszone für Deutschland in Cent pro Kilo-
wattstunde, 
 
 
 
 
 
 
 

http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl120s3138.pdf
http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__1.html
http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__3.html
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Anmerkung: Vgl. hierzu auch den zeitlichen Anwendungsbereich 
in Nr. 2 der Anlage 1 (zu § 23a). 

… 

42a. „Spotmarktpreis“ der Strompreis in Cent pro Kilo-
wattstunde, der sich in der Preiszone für Deutschland aus der 
Kopplung der Orderbücher aller Strombörsen in der vortägi-
gen Auktion von Stromkontrakten ergibt; wenn die Kopp-
lung der Orderbücher aller Strombörsen nicht oder nur teil-
weise erfolgt, ist für die Dauer der unvollständigen Kopplung 
der Durchschnittspreis aller Strombörsen gewichtet nach 
dem jeweiligen Handelsvolumen zugrunde zu legen, 
… 

43a. „Strombörse“ eine Börse, an der für die Preiszone für 
Deutschland Stromprodukte gehandelt werden können, 
… 

43c. „Südregion“ das Gebiet, das die Gebietskörper-
schaften umfasst, die in Anlage 5 aufgeführt sind, 

 
 

… 

 
 
 
 
 
 
 
 

… 

43a. „Strombörse“ in einem Kalenderjahr die Strombörse, 
die im ersten Quartal des vorangegangenen Kalenderjahres 
das höchste Handelsvolumen für Stundenkontrakte für die 
Preiszone Deutschland am Spotmarkt aufgewiesen hat, 

§ 4 Ausbaupfad 

Das Ziel nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 soll erreicht 
werden durch 

1. eine Steigerung der installierten Leistung von Wind-
energieanlagen an Land auf 

a) 57 Gigawatt im Jahr 2022, 
b) 62 Gigawatt im Jahr 2024, 
c) 65 Gigawatt im Jahr 2026, 
d) 68 Gigawatt im Jahr 2028 und 
e) 71 Gigawatt im Jahr 2030, 

2. eine Steigerung der installierten Leistung von Wind-
energieanlagen auf See nach Maßgabe des Windenergie-
auf-See-Gesetzes, 

3. eine Steigerung der installierten Leistung von Solar- 
anlagen auf 

a) 63 Gigawatt im Jahr 2022, 
b) 73 Gigawatt im Jahr 2024, 
c) 83 Gigawatt im Jahr 2026, 
d) 95 Gigawatt im Jahr 2028 und 
e) 100 Gigawatt im Jahr 2030 und 

4. eine installierte Leistung von Biomasseanlagen von  
8 400 Megawatt im Jahr 2030. 

§ 4 Ausbaupfad 

Die Ziele nach § 1 Absatz 2 Satz 1 sollen erreicht  
werden durch  

1. einen jährlichen Brutto-Zubau von Windenergie- 
anlagen an Land mit einer installierten Leistung von  

a) 2 800 Megawatt in den Jahren 2017 bis 2019 und 
b) 2 900 Megawatt ab dem Jahr 2020, 

2. eine Steigerung der installierten Leistung von Wind-
energieanlagen auf See auf  

a) 6 500 Megawatt im Jahr 2020 und 
b) 15 000 Megawatt im Jahr 2030, 

3. einen jährlichen Brutto-Zubau von Solaranlagen mit  
einer installierten Leistung von 2 500 Megawatt und 

4. einen jährlichen Brutto-Zubau von Biomasseanlagen mit 
einer installierten Leistung von  

a) 150 Megawatt in den Jahren 2017 bis 2019 und 
b) 200 Megawatt in den Jahren 2020 bis 2022. 

§ 4a Strommengenpfad 

Um überprüfen zu können, ob die erneuerbaren Energien 
in der für die Erreichung des Ziels nach § 1 Absatz 2 erfor-
derlichen Geschwindigkeit ausgebaut werden, werden fol-
gende Zwischenziele für die Stromerzeugung aus erneuer-
baren Energien festgelegt: 

1.  259 Terawattstunden im Jahr 2021, 
2.  269 Terawattstunden im Jahr 2022, 
3.  281 Terawattstunden im Jahr 2023,  
4.  295 Terawattstunden im Jahr 2024,  
5.  308 Terawattstunden im Jahr 2025,  
6.  318 Terawattstunden im Jahr 2026,  

 

http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__4.html
http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__4a.html
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7.  330 Terawattstunden im Jahr 2027,  
8.  350 Terawattstunden im Jahr 2028 und  
9.  376 Terawattstunden im Jahr 2029. 

§ 15 Härtefallregelung 

(1) Wird die Einspeisung von Strom aus einer Anlage zur 
Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien, Gru-
bengas oder Kraft-Wärme-Kopplung wegen eines Netzen-
gpasses im Sinne von § 14 Absatz 1 reduziert, muss der 
Netzbetreiber, an dessen Netz die Anlage angeschlossen 
ist, die von der Maßnahme betroffenen Betreiber für die 
entgangenen Einnahmen zuzüglich der zusätzlichen Auf-
wendungen und abzüglich der ersparten Aufwendungen 
entschädigen. Übersteigen die entgangenen Einnahmen 
nach Satz 1 in einem Jahr 1 Prozent der Einnahmen dieses 
Jahres, sind die von der Regelung betroffenen Betreiber ab 
diesem Zeitpunkt zu 100 Prozent zu entschädigen. Der 
Netzbetreiber, in dessen Netz die Ursache für die Rege-
lung nach § 14 liegt, muss dem Netzbetreiber, an dessen 
Netz die Anlage angeschlossen ist, die Kosten für die Ent-
schädigung ersetzen. 

Anmerkung: Regelung gilt auch für WEA, die vor 2021 in Betrieb 
genommen wurden [§ 100 Abs. 2 Nr. 4 EEG 2021]. 

§ 15 Härtefallregelung 

(1) Wird die Einspeisung von Strom aus einer Anlage zur 
Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien, Gru-
bengas oder Kraft-Wärme-Kopplung wegen eines Netzen-
gpasses im Sinne von § 14 Absatz 1 reduziert, muss der 
Netzbetreiber, an dessen Netz die Anlage angeschlossen 
ist, die von der Maßnahme betroffenen Betreiber abwei-
chend von § 13 Absatz 5 des Energiewirtschaftsgesetzes 
für 95 Prozent der entgangenen Einnahmen zuzüglich der 
zusätzlichen Aufwendungen und abzüglich der ersparten 
Aufwendungen entschädigen. Übersteigen die entgange-
nen Einnahmen nach Satz 1 in einem Jahr 1 Prozent der 
Einnahmen dieses Jahres, sind die von der Regelung be-
troffenen Betreiber ab diesem Zeitpunkt zu 100 Prozent 
zu entschädigen. Der Netzbetreiber, in dessen Netz die Ur-
sache für die Regelung nach § 14 liegt, muss dem Netzbe-
treiber, an dessen Netz die Anlage angeschlossen ist, die 
Kosten für die Entschädigung ersetzen. 

§ 22 Wettbewerbliche Ermittlung der Marktprämie 

… 

(2) Bei Windenergieanlagen an Land besteht der Anspruch 
nach § 19 Absatz 1 für den in der Anlage erzeugten 
Strom nur, solange und soweit ein von der Bundesnetza-
gentur erteilter Zuschlag für die Anlage wirksam ist; der 
Anspruch besteht für Strommengen, die mit einer instal-
lierten Leistung erzeugt werden, die die bezuschlagte Leis-
tung um bis zu 15 Prozent übersteigt. Von diesem Erfor-
dernis sind folgende Windenergieanlagen an Land ausge-
nommen:  

1. Anlagen mit einer installierten Leistung bis einschließ-
lich 750 Kilowatt und 

2. Anlagen, die vor dem 1. Januar 2019 in Betrieb genom-
men worden sind, wenn  

a) sie vor dem 1. Januar 2017 nach dem Bundes-Im-
missionsschutzgesetz genehmigt worden sind, 

b) die Genehmigung nach Buchstabe a vor dem 1. 
Februar 2017 mit allen erforderlichen Angaben an das 
Register gemeldet worden ist und 

c) der Genehmigungsinhaber nicht vor dem 1. März 
2017 durch schriftliche Erklärung gegenüber der Bun-
desnetzagentur unter Bezugnahme auf die Meldung 
nach Buchstabe b auf den gesetzlich bestimmten An-
spruch auf Zahlung verzichtet hat, und 

3 2. Pilotwindenergieanlagen an Land mit einer installier-
ten Leistung von insgesamt bis zu 125 Megawatt pro Jahr. 

Anmerkung: Abs. 2 gilt auch für WEA, die vor 2021 in Betrieb  
genommen oder bezuschlagt wurden [§ 100 Abs. 3 EEG 2021]. 

§ 22 Wettbewerbliche Ermittlung der Marktprämie 

… 

(2) Bei Windenergieanlagen an Land besteht der Anspruch 
nach § 19 Absatz 1 für den in der Anlage erzeugten 
Strom nur, solange und soweit ein von der Bundesnetza-
gentur erteilter Zuschlag für die Anlage wirksam ist. Von 
diesem Erfordernis sind folgende Windenergieanlagen an 
Land ausgenommen:  

1. Anlagen mit einer installierten Leistung bis einschließ-
lich 750 Kilowatt, 

2. Anlagen, die vor dem 1. Januar 2019 in Betrieb genom-
men worden sind, wenn  

a) sie vor dem 1. Januar 2017 nach dem Bundes-Im-
missionsschutzgesetz genehmigt worden sind, 

b) die Genehmigung nach Buchstabe a vor dem 1. 
Februar 2017 mit allen erforderlichen Angaben an das 
Register gemeldet worden ist und 

c) der Genehmigungsinhaber nicht vor dem 1. März 
2017 durch schriftliche Erklärung gegenüber der Bun-
desnetzagentur unter Bezugnahme auf die Meldung 
nach Buchstabe b auf den gesetzlich bestimmten An-
spruch auf Zahlung verzichtet hat, und 

3. Pilotwindenergieanlagen an Land mit einer installierten 
Leistung von insgesamt bis zu 125 Megawatt pro Jahr. 

http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__15.html
http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__22.html
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§ 23b Besondere Bestimmungen zur Einspeisevergü-
tung bei ausgeförderten Anlagen  

(1) Bei ausgeförderten Anlagen, die keine Windenergiean-
lagen an Land sind und eine installierte Leistung von bis zu 
100 Kilowatt haben, ist als anzulegender Wert für die 
Höhe des Anspruchs auf die Einspeisevergütung nach § 19 
Absatz 1 Nummer 2 in Verbindung mit § 21 Absatz 1 
Nummer 3 der Jahresmarktwert anzuwenden, der sich ab 
dem Jahr 2021 in entsprechender Anwendung von Anlage 
1 Nummer 4 berechnet. 

(2) Bei ausgeförderten Windenergieanlagen an Land, bei 
denen der ursprüngliche Anspruch auf Zahlung nach der 
für die Anlage maßgeblichen Fassung des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes am 31. Dezember 2020 oder 31. De-
zember 2021 beendet ist, ermittelt die Bundesnetzagentur 
durch Ausschreibungen nach Maßgabe der Verordnung 
nach § 95 Nummer 3a die Anspruchsberechtigten und 
den anzulegenden Wert für die Höhe des Anspruchs auf 
die Einspeisevergütung nach § 19 Absatz 1 Nummer 2 in 
Verbindung mit § 21 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe a. 
Für die Höhe des Anspruchs auf die Einspeisevergütung 
für Strom aus ausgeförderten Windenergieanlagen an 
Land, die einen Zuschlag in einer Ausschreibung nach Satz 
1 erhalten haben, ist als anzulegender Wert ab dem Be-
ginn des zweiten auf den Gebotstermin einer Ausschrei-
bung nach Satz 1 folgenden Kalendermonats der in der 
Ausschreibung ermittelte anzulegende Wert anzuwenden. 
Bei ausgeförderten Windenergieanlagen an Land, bei de-
nen der ursprüngliche Anspruch auf Zahlung am 31. De-
zember 2020 beendet ist, ist im Jahr 2021 in den Mona-
ten, für die kein Zuschlag nach Satz 2 wirksam ist, als an-
zulegender Wert der Monatsmarktwert für Windenergie 
an Land anzuwenden, der sich in entsprechender Anwen-
dung von Anlage 1 Nummer 3 berechnet, zuzüglich 

1. 1,0 Cent pro Kilowattstunde für Strom, der vor dem  
1. Juli 2021 erzeugt worden ist,  

2. 0,5 Cent pro Kilowattstunde für Strom, der nach dem 
30. Juni 2021 und vor dem 1. Oktober 2021 erzeugt wor-
den ist, und  

3. 0,25 Cent pro Kilowattstunde für Strom, der nach dem 
30. September 2021 und vor dem 1. Januar 2022 erzeugt 
worden ist. 

 

§ 25 Beginn, Dauer und Beendigung des Anspruchs 

(1) Marktprämien, Einspeisevergütungen oder Mieter-
stromzuschläge sind jeweils für die Dauer von 20 Jahren 
zu zahlen, soweit sich aus den Bestimmungen dieses Ge-
setzes nichts anderes ergibt. Bei Anlagen, deren anzule-
gender Wert gesetzlich bestimmt wird, verlängert sich die-
ser Zeitraum bis zum 31. Dezember des zwanzigsten Jah-
res der Zahlung. Beginn der Frist nach Satz 1 ist, soweit 
sich aus den Bestimmungen dieses Gesetzes nichts ande-
res ergibt, der Zeitpunkt der Inbetriebnahme der Anlage. 

§ 25 Beginn, Dauer und Beendigung des Anspruchs 

Marktprämien, Einspeisevergütungen oder Mieterstromzu-
schläge sind jeweils für die Dauer von 20 Jahren zu zah-
len. Bei Anlagen, deren anzulegender Wert gesetzlich be-
stimmt wird, verlängert sich dieser Zeitraum bis zum 31. 
Dezember des zwanzigsten Jahres der Zahlung. Beginn 
der Frist nach Satz 1 ist, soweit sich aus den Bestimmun-
gen dieses Gesetzes nichts anderes ergibt, der Zeitpunkt 
der Inbetriebnahme der Anlage. 

http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__23b.html
http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__25.html
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(2) Abweichend von Absatz 1 ist die Einspeisevergütung 
nach § 19 Absatz 1 Nummer 2 in Verbindung mit § 21 
Absatz 1 Nummer 3 zu zahlen 

1. bei ausgeförderten Anlagen, die keine Windenergiean-
lagen an Land sind und eine installierte Leistung von bis zu 
100 Kilowatt haben, bis zum 31. Dezember 2027, 

2. bei ausgeförderten Windenergieanlagen an Land, für 
die ein Zuschlag aus einer Ausschreibung nach § 23b Ab-
satz 2 Satz 1 wirksam ist, bis zum 31. Dezember 2022 und 

3. bei ausgeförderten Windenergieanlagen an Land, für 
die kein Zuschlag aus einer Ausschreibung nach § 23b Ab-
satz 2 Satz 1 wirksam ist, bis zum 31. Dezember 2021. 

§ 28 Ausschreibungsvolumen für Windenergie 

(1) Die Ausschreibungen für Windenergieanlagen an Land 
finden jedes Jahr zu den Gebotsterminen am 1. Februar, 
1. Mai und 1. September statt.  

(2) Das Ausschreibungsvolumen beträgt 

1. im Jahr 2021 4 500 Megawatt zu installierender Leistung,  
davon 1 600 Megawatt als Sonderausschreibungen, 

2. im Jahr 2022 2 900 Megawatt zu installierender Leistung, 

3. im Jahr 2023 3 000 Megawatt zu installierender Leistung, 

4. im Jahr 2024 3 100 Megawatt zu installierender Leistung, 

5. im Jahr 2025 3 200 Megawatt zu installierender Leistung, 

6. im Jahr 2026 4 000 Megawatt zu installierender Leistung, 

7. im Jahr 2027 4 800 Megawatt zu installierender Leistung  
und 

8. im Jahr 2028 5 800 Megawatt zu installierender Leistung. 

… 

Das Ausschreibungsvolumen nach Satz 1 wird jeweils 
gleichmäßig auf die Gebotstermine eines Kalenderjahres 
verteilt. 

(3) Das Ausschreibungsvolumen 

1. erhöht sich ab dem Jahr 2024 jeweils um die Mengen, 
für die in dem jeweils dritten vorangegangenen Kalender-
jahr bei den Ausschreibungen für Windenergieanlagen an 
Land nach diesem Gesetz keine Zuschläge erteilt werden 
konnten , und es 

2. verringert sich jeweils 

a) um die Summe der installierten Leistung der Windener-
gieanlagen an Land, die bei einer Ausschreibung eines an-
deren Mitgliedstaates der Europäischen Union in dem je-
weils vorangegangenen Kalenderjahr im Bundesgebiet be-
zuschlagt worden sind, sofern eine Anrechnung im Sinn 
von § 5 Absatz 5 völkerrechtlich vereinbart ist, und 

b) um die Summe der installierten Leistung der Pilotwind-
energieanlagen an Land nach § 22a, die in dem jeweils 
vorangegangenen Kalenderjahr ihren Anspruch nach § 19 
Absatz 1 erstmals geltend machen durften. 

(4) Die Bundesnetzagentur stellt jährlich bis zum 15. März 
eines Jahres die Differenz der installierten Leistung nach 

§ 28 Ausschreibungsvolumen 

(1) Bei Windenergieanlagen an Land ist das Ausschrei-
bungsvolumen  

… 

5. im Jahr 2021  
a) zu den Gebotsterminen am 1. Februar und 1. Juni  
jeweils 900 Megawatt zu installierender Leistung und 
b) zu dem Gebotstermin am 1. Oktober 850 Megawatt zu 
installierender Leistung, 

6. ab dem Jahr 2022  
a) zu dem jährlichen Gebotstermin am 1. Februar jeweils 
1 000 Megawatt zu installierender Leistung, 
b) zu den jährlichen Gebotsterminen am 1. Juni und 1.  
Oktober jeweils 950 Megawatt zu installierender Leistung. 

In den Jahren 2019 bis 2021 führt die Bundesnetzagentur 
zusätzlich Sonderausschreibungen für Windenergieanla-
gen an Land durch. Das Ausschreibungsvolumen der Son-
derausschreibungen beträgt  

…  

3. im Jahr 2021 zu den Gebotsterminen am 1. März, 1. 
Juli, 1. September und 1. Dezember jeweils 400 Megawatt 
zu installierender Leistung. 

(1a) Das Ausschreibungsvolumen nach Absatz 1 verringert 
sich ab dem Jahr 2020 jeweils 

1. um die Summe der installierten Leistung der Windener-
gieanlagen an Land, die bei einer Ausschreibung eines an-
deren Mitgliedstaates der Europäischen Union in dem je-
weils vorangegangenen Kalenderjahr im Bundesgebiet be-
zuschlagt worden sind, 

2. um die Summe der installierten Leistung der Pilotwind-
energieanlagen an Land nach § 22a, die in dem jeweils 
vorangegangenen Kalenderjahr ihren Anspruch nach § 19 
Absatz 1 erstmals geltend machen durften, und 

3. um die Hälfte der Summe der installierten Leistung, die 
bei einer Ausschreibung aufgrund einer Rechtsverordnung 
nach § 88c im jeweils vorangegangenen Kalenderjahr be-
zuschlagt worden ist. 

http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__28.html
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Absatz 3 fest und verteilt die Menge, um die sich das Aus-
schreibungsvolumen erhöht oder verringert, gleichmäßig 
auf die folgenden drei noch nicht bekanntgemachten Aus-
schreibungen. 

(5) Das nach Absatz 1 ermittelte Ausschreibungsvolumen 
eines Gebotstermins erhöht sich um die Gebotsmenge der 
Zuschläge, die nach dem 31. Dezember 2020 erteilt und 
vor der Bekanntgabe des jeweiligen Gebotstermins nach 
§ 35a entwertet wurden. Nach Satz 1 zu berücksichtigende 
Erhöhungen werden dem auf eine Entwertung folgenden 
noch nicht bekanntgegebenen Gebotstermin zugerechnet. 

(6) Das nach den Absätzen 2 bis 5 errechnete Ausschrei-
bungsvolumen eines Gebotstermins ist von der Bundes-
netzagentur zu reduzieren, wenn zu erwarten ist, dass die 
ausgeschriebene Menge größer als die eingereichte Ge-
botsmenge sein wird (drohende Unterzeichnung). Eine 
drohende Unterzeichnung ist insbesondere dann anzuneh-
men, wenn 

1. die Summe der Leistung der seit dem vorangegangenen 
Gebotstermin dem Register gemeldeten Genehmigungen 
und der Gebotsmenge der im vorangegangenen Gebots-
termin nicht zugelassenen Gebote unter dem Ausschrei-
bungsvolumen des durchzuführenden Gebotstermins liegt 
und 

2. die im vorangegangenen Gebotstermin eingereichte 
Gebotsmenge kleiner als die ausgeschriebene Menge des 
Gebotstermins war. 

Das neue Ausschreibungsvolumen des Gebotstermins soll 
höchstens der Summe der Leistung der seit dem vorange-
gangenen Gebotstermin dem Register gemeldeten Geneh-
migungen und der Gebotsmenge der im vorangegange-
nen Gebotstermin nicht zugelassenen Gebote entspre-
chen. Für das nach Satz 1 gekürzte Ausschreibungsvolu-
men ist Absatz 3 Nummer 1 entsprechend anzuwenden. 

In den Kalenderjahren 2019 bis 2021 wird das Ausschrei-
bungsvolumen, für das in einem Kalenderjahr keine Zu-
schläge erteilt werden konnten, mit Wirkung zum jeweils 
dritten darauffolgenden Kalenderjahr auf das Ausschrei-
bungsvolumen übertragen. Die Bundesnetzagentur stellt 
jährlich bis spätestens zum 2. März die Differenz der in-
stallierten Leistung nach den Sätzen 1 und 2 für jedes Ka-
lenderjahr fest und verteilt diese Menge, um die sich das 
Ausschreibungsvolumen erhöht oder verringert, gleichmä-
ßig auf die folgenden Ausschreibungen im Kalenderjahr. 

§ 28c Ausschreibungsvolumen und Ausschreibungs-
termine für innovative Anlagenkonzepte  

(1) Die Innovationsausschreibungen nach § 39n finden  
jedes Jahr zu den Gebotsterminen am 1. April und  
1. August statt.  

(2) Das Ausschreibungsvolumen beträgt  

1. im Jahr 2021 500 Megawatt zu installierender Leistung,  

2. im Jahr 2022 600 Megawatt zu installierender Leistung, 
davon 50 Megawatt für das Zuschlagsverfahren der be-
sonderen Solaranlagen, 

3. im Jahr 2023 600 Megawatt zu installierender Leistung,  

4. im Jahr 2024 650 Megawatt zu installierender Leistung,  

5. im Jahr 2025 700 Megawatt zu installierender Leistung,  

6. im Jahr 2026 750 Megawatt zu installierender Leistung,  

7. im Jahr 2027 800 Megawatt zu installierender Leistung 
und  

8. im Jahr 2028 850 Megawatt zu installierender Leistung.  

§28 Ausschreibungsvolumen 

… 

(6) Bei den Innovationsausschreibungen nach § 39j be-
trägt das Ausschreibungsvolumen in dem jährlichen Ge-
botstermin am 1. September 
 
1. im Jahr 2019 250 Megawatt zu installierender Leistung, 
2. im Jahr 2020 400 Megawatt zu installierender Leistung 
und 
3. im Jahr 2021 500 Megawatt zu installierender Leistung. 
 
Das Ausschreibungsvolumen nach Satz 1 erhöht sich je-
weils um das Ausschreibungsvolumen der Innovationsaus-
schreibungen, für das in dem jeweils vorangegangenen 
Kalenderjahr keine Zuschläge erteilt werden konnten. Ab-
weichend von Satz 1 wird das Ausschreibungsvolumen, 
für das in der Innovationsausschreibung aus dem Jahr 
2021 keine Zuschläge erteilt werden konnten, auf das 
Ausschreibungsvolumen der gemeinsamen Ausschreibung 
im Jahr 2022 übertragen. 

http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__28c.html
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Das Ausschreibungsvolumen nach Satz 1 wird jeweils 
gleichmäßig auf die Ausschreibungstermine eines Kalender-
jahres verteilt. 

(3) Das Ausschreibungsvolumen erhöht sich ab dem Jahr 
2022 jeweils um die Mengen, für die in dem jeweils voran-
gegangenen Kalenderjahr bei den Innovationsausschreibun-
gen keine Zuschläge erteilt werden konnten. 

(4) Das nach den Absätzen 2 und 3 ermittelte Ausschrei-
bungsvolumen eines Gebotstermins erhöht sich um die Ge-
botsmenge der Zuschläge, die nach dem 31. Dezember 
2020 erteilt und vor der Bekanntgabe des jeweiligen Ge-
botstermins nach § 35a entwertet wurden. Nach Satz 1 zu 
berücksichtigende Erhöhungen werden dem auf eine Ent-
wertung folgenden noch nicht bekanntgegebenen Gebots-
termin zugerechnet. 

§ 30 Anforderungen an Gebote 

(1) Die Gebote müssen jeweils die folgenden Angaben 
enthalten: 

1. Name, Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-Adresse 
des Bieters; sofern der Bieter eine rechtsfähige Personen-
gesellschaft oder juristische Person ist, sind auch anzuge-
ben: 

a) ihr Sitz und 

b) der Name einer natürlichen Person, die zur Kommuni-
kation mit der Bundesnetzagentur und zur Vertretung des 
Bieters für alle Handlungen nach diesem Gesetz bevoll-
mächtigt ist (Bevollmächtigter), und 

c) wenn mindestens 25 Prozent der Stimmrechte oder des 
Kapitals bei anderen rechtsfähigen Personengesellschaften 
oder juristischen Personen liegen, deren Name und Sitz, 

2. den Energieträger, für den das Gebot abgegeben wird, 

3. den Gebotstermin der Ausschreibung, für die das Ge-
bot abgegeben wird, 

4. die Gebotsmenge in Kilowatt ohne Nachkommastellen, 

5. den Gebotswert in Cent pro Kilowattstunde mit zwei 
Nachkommastellen, wobei sich das Gebot bei Windener-
gieanlagen an Land auf den Referenzstandort nach An-
lage 2 Nummer 4 beziehen muss, 

6. die Standorte der Anlagen, auf die sich das Gebot be-
zieht, mit Bundesland, Landkreis, Gemeinde, Gemarkung 
und Flurstücken; im Fall von Solaranlagen auf, an oder in 
Gebäuden muss, sofern vorhanden, auch die postalische 
Adresse des Gebäudes angegeben werden, und 

7. den Übertragungsnetzbetreiber. 

(2) Ein Gebot muss eine Gebotsmenge von mehr als 750 
Kilowatt umfassen. Abweichend von Satz 1 

1. besteht für Zusatzgebote nach § 36j keine Mindest-
größe für die Gebotsmenge, 

2. muss ein Gebot bei den Ausschreibungen für Solaranla-
gen des zweiten Segments eine Mindestgröße von 100 Ki-
lowatt umfassen, 

§ 30 Anforderungen an Gebote 

(1) Die Gebote müssen jeweils die folgenden Angaben 
enthalten: 

1. Name, Anschrift, Telefonnummer und E-Mail-Adresse 
des Bieters; sofern der Bieter eine rechtsfähige Personen-
gesellschaft oder juristische Person ist, sind auch anzuge-
ben: 

a) ihr Sitz, 

b) der Name einer natürlichen Person, die zur Kommuni-
kation mit der Bundesnetzagentur und zur Vertretung des 
Bieters für alle Handlungen nach diesem Gesetz bevoll-
mächtigt ist (Bevollmächtigter), und 

c) wenn mindestens 25 Prozent der Stimmrechte oder des 
Kapitals bei anderen rechtsfähigen Personengesellschaften 
oder juristischen Personen liegen, deren Name und Sitz, 

2. den Energieträger, für den das Gebot abgegeben wird, 

3. den Gebotstermin der Ausschreibung, für die das Ge-
bot abgegeben wird, 

4. die Gebotsmenge in Kilowatt ohne Nachkommastellen, 

5. den Gebotswert in Cent pro Kilowattstunde mit zwei 
Nachkommastellen, wobei sich das Gebot bei Windener-
gieanlagen an Land auf den Referenzstandort nach An-
lage 2 Nummer 4 beziehen muss, 

6. die Standorte der Anlagen, auf die sich das Gebot be-
zieht, mit Bundesland, Landkreis, Gemeinde, Gemarkung 
und Flurstücken; im Fall von Solaranlagen auf, an oder in 
Gebäuden muss, sofern vorhanden, auch die postalische 
Adresse des Gebäudes angegeben werden, und 

7. den Übertragungsnetzbetreiber. 

(2) Ein Gebot muss eine Gebotsmenge von mehr als 750 
Kilowatt umfassen. Abweichend von Satz 1 muss ein Ge-
bot bei Biomasseanlagen eine Gebotsmenge von mehr als 
150 Kilowatt umfassen; bei Geboten für bestehende Bio-
masseanlagen nach § 39f besteht keine Mindestgröße für 
die Gebotsmenge. 

http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__30.html
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3. muss ein Gebot bei Biomasseanlagen und Biomethana-
nlagen nach Teil 3 Abschnitt 3 Unterabschnitt 6 eine Min-
destgröße von 150 Kilowatt umfassen, dabei besteht bei 
Geboten für bestehende Biomasseanlagen nach § 39g 
keine Mindestgröße für die Gebotsmenge. 

(3) Bieter dürfen in einer Ausschreibung mehrere Gebote 
für unterschiedliche Anlagen abgeben. In diesem Fall müs-
sen sie ihre Gebote nummerieren und eindeutig kenn-
zeichnen, welche Nachweise zu welchem Gebot gehören. 

(3) Bieter dürfen in einer Ausschreibung mehrere Gebote 
für unterschiedliche Anlagen abgeben. In diesem Fall müs-
sen sie ihre Gebote nummerieren und eindeutig kenn-
zeichnen, welche Nachweise zu welchem Gebot gehören. 

§ 36 Gebote für Windenergieanlagen an Land 

(1) In Ergänzung zu den Anforderungen an Gebote nach 
§ 30 müssen Windenergieanlagen an Land, auf die sich ein 
Gebot bezieht, folgende Anforderungen erfüllen: 

1. die Genehmigungen nach dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz müssen für alle Anlagen vier Wochen vor dem 
Gebotstermin und von derselben Genehmigungsbehörde 
erteilt worden sein, und 

2. die Anlagen müssen mit den erforderlichen Daten vier 
Wochen vor dem Gebotstermin als genehmigt an das Re-
gister gemeldet worden sein; die Meldefristen des Registers 
bleiben hiervon unberührt. 

(2) Bieter müssen ihren Geboten in Ergänzung zu den An-
forderungen nach § 30 folgende Angaben beifügen: 

1. die Nummern, unter denen die von der Genehmigung 
nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz umfassten Anla-
gen an das Register gemeldet worden sind, oder eine Kopie 
der Meldung an das Register, und 

2. das Aktenzeichen der Genehmigung nach dem Bundes-
Immissionsschutzgesetz, unter dem die Genehmigung der 
Anlagen erteilt worden ist, sowie die Genehmigungsbe-
hörde und deren Anschrift; bezieht sich das Gebot nur auf 
einen Teil der Anlagen, die von der Genehmigung umfasst 
sind, müssen die Anlagen, für die ein Gebot abgegeben 
wird, benannt werden. und 

3. sofern das Gebot für mehrere Anlagen abgegeben wird, 
die jeweils auf die einzelne Anlage entfallende Gebots-
menge. 

(3) Bieter müssen ihren Geboten in Ergänzung zu den An-
forderungen nach § 30 folgende Nachweise beifügen: 

1. eine Eigenerklärung, dass die Genehmigung nach dem 
Bundes-Immissionsschutzgesetz auf sie ausgestellt worden 
ist, oder die Erklärung des Inhabers der entsprechenden Ge-
nehmigung, dass der Bieter das Gebot mit Zustimmung des 
Genehmigungsinhabers abgibt, und 

2. eine Eigenerklärung des Inhabers der Genehmigung nach 
dem Bundes-Immissionsschutzgesetz, dass kein wirksamer 
Zuschlag aus früheren Ausschreibungen für Anlagen be-
steht, für die das Gebot abgegeben worden ist. 

(4) In den Fällen des § 28 Absatz 6 korrigiert die Bundes-
netzagentur das nach § 29 Absatz 1 Nummer 2 bekanntge-

§ 36 Gebote für Windenergieanlagen an Land 

(1) In Ergänzung zu den Anforderungen an Gebote nach 
§ 30 müssen Windenergieanlagen an Land, auf die sich ein 
Gebot bezieht, folgende Anforderungen erfüllen: 

1. die Genehmigungen nach dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz müssen für alle Anlagen drei Wochen vor dem 
Gebotstermin und von derselben Genehmigungsbehörde 
erteilt worden sein, und 

2. die Anlagen müssen mit den erforderlichen Daten drei 
Wochen vor dem Gebotstermin als genehmigt an das Re-
gister gemeldet worden sein; die Meldefristen des Registers 
bleiben hiervon unberührt. 

(2) Bieter müssen ihren Geboten in Ergänzung zu den An-
forderungen nach § 30 folgende Angaben beifügen: 

1. die Nummern, unter denen die von der Genehmigung 
nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz umfassten Anla-
gen an das Register gemeldet worden sind, oder eine Kopie 
der Meldung an das Register und 

2. das Aktenzeichen der Genehmigung nach dem Bundes-
Immissionsschutzgesetz, unter dem die Genehmigung der 
Anlagen erteilt worden ist, sowie die Genehmigungsbe-
hörde und deren Anschrift; bezieht sich das Gebot nur auf 
einen Teil der Anlagen, die von der Genehmigung umfasst 
sind, müssen die Anlagen, für die ein Gebot abgegeben 
wird, benannt werden. 

(3) Bieter müssen ihren Geboten in Ergänzung zu den An-
forderungen nach § 30 folgende Nachweise beifügen: 

1. eine Eigenerklärung, dass die Genehmigung nach dem 
Bundes-Immissionsschutzgesetz auf sie ausgestellt worden 
ist, oder die Erklärung des Inhabers der entsprechenden Ge-
nehmigung, dass der Bieter das Gebot mit Zustimmung des 
Genehmigungsinhabers abgibt, und 

2. eine Eigenerklärung des Inhabers der Genehmigung nach 
dem Bundes-Immissionsschutzgesetz, dass kein wirksamer 
Zuschlag aus früheren Ausschreibungen für Anlagen be-
steht, für die das Gebot abgegeben worden ist. 

http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__36.html
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machte Ausschreibungsvolumen bis spätestens zwei Wo-
chen vor dem Gebotstermin. § 29 Absatz 2 ist entspre-
chend anzuwenden. 

§ 36b Höchstwert für Windenergieanlagen an Land 

(1) Der Höchstwert für Strom aus Windenergieanlagen an 
Land beträgt im Jahr 2021 6,00 Cent pro Kilowattstunde 
für den Referenzstandort nach Anlage 2 Nummer 4. 

(2) Der Höchstwert verringert sich ab dem 1. Januar 2022 
um 2 Prozent pro Jahr gegenüber dem im jeweils vorange-
gangenen Kalenderjahr geltenden Höchstwert und wird 
auf zwei Stellen nach dem Komma gerundet. Für die Be-
rechnung der Höhe des Höchstwerts aufgrund einer er-
neuten Anpassung nach Satz 1 ist der nicht gerundete 
Wert zugrunde zu legen. 

§ 36b Höchstwert für Windenergieanlagen an Land 

(1) Der Höchstwert für Strom aus Windenergieanlagen an 
Land beträgt im Jahr 2017 7,00 Cent pro Kilowattstunde 
für den Referenzstandort nach Anlage 2 Nummer 4. 

(2) Ab dem 1. Januar 2018 ergibt sich der Höchstwert aus 
dem um 8 Prozent erhöhten Durchschnitt aus den Gebots-
werten des jeweils höchsten noch bezuschlagten Gebots 
der letzten drei Gebotstermine, deren Ergebnisse bei der 
Bekanntgabe des jeweiligen Gebotstermins nach § 29 be-
reits nach § 35 Absatz 1 bekanntgegeben waren. Der sich 
ergebende Wert wird auf zwei Stellen nach dem Komma 
gerundet. 

§ 36c wird aufgehoben. 
Anmerkung: Der bisherige § 36d [Ausschluss von Geboten] wird 
zu § 36c. 

§ 36c Besondere Zuschlagsvoraussetzung für das 
Netzausbaugebiet 

§ 36d Zuschlagsverfahren Windenergie an Land  

Abweichend von § 32 Absatz 1 führt die Bundesnetzagen-
tur ab dem Jahr 2022 folgendes Zuschlagsverfahren 
durch. Sie öffnet die fristgerecht eingegangenen Gebote 
nach dem Gebotstermin. Sie prüft die Zulässigkeit der Ge-
bote nach den §§ 33 und 34. Sie separiert die zugelasse-
nen Gebote, die für Projekte in der Südregion abgegeben 
wurden, und sortiert diese Gebote entsprechend § 32 Ab-
satz 1 Satz 3. Sodann erteilt die Bundesnetzagentur allen 
nach Satz 4 separierten Geboten einen Zuschlag im Um-
fang ihres Gebots, bis eine Zuschlagsmenge 

1. in den Ausschreibungen der Jahre 2022 und 2023 von 
15 Prozent des an diesem Gebotstermin zu vergebenden 
Ausschreibungsvolumens durch einen Zuschlag erreicht o-
der erstmalig überschritten ist, oder 

2. in den Ausschreibungen ab dem Jahr 2024 von 20 Pro-
zent des an diesem Gebotstermin zu vergebenden Aus-
schreibungsvolumens durch einen Zuschlag erreicht oder 
erstmalig überschritten ist. 

Sodann sortiert die Bundesnetzagentur sämtliche zugelas-
senen Gebote, die nicht bereits nach Satz 5 einen Zu-
schlag erhalten haben, entsprechend § 32 Absatz 1 Satz 3 
und erteilt allen Geboten einen Zuschlag im Umfang ihres 
Gebots, bis das gesamte Ausschreibungsvolumen erstmals 
durch den Zuschlag zu einem Gebot erreicht oder über-
schritten ist (Zuschlagsgrenze). Geboten oberhalb der Zu-
schlagsgrenze wird kein Zuschlag erteilt. 

 

§ 36e Erlöschen von Zuschlägen für Windenergie- 
anlagen an Land 

(1) Der Zuschlag erlischt bei Geboten für Windenergiean-
lagen an Land 30 Monate nach der öffentlichen Bekannt-
gabe des Zuschlags, soweit die Anlagen nicht bis zu die-
sem Zeitpunkt in Betrieb genommen worden sind. Für 

§ 36e Erlöschen von Zuschlägen für Windenergie- 
anlagen an Land 

(1) Der Zuschlag erlischt bei Geboten für Windenergiean-
lagen an Land 30 Monate nach der öffentlichen Bekannt-
gabe des Zuschlags, soweit die Anlagen nicht bis zu die-
sem Zeitpunkt in Betrieb genommen worden sind. Für 

http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__36b.html
http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__36d.html
http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__36e.html
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Windenergieanlagen an Land, die zu den Gebotsterminen 
am 1. Februar 2019, 1. Mai 2019 oder 1. August 2019 
den Zuschlag erhalten haben, erlischt der Zuschlag bereits 
24 Monate nach der öffentlichen Bekanntgabe des Zu-
schlags, soweit die Anlagen nicht bis zu diesem Zeitpunkt 
in Betrieb genommen worden sind. 

(2) Auf Antrag, den der Bieter vor Ablauf der Frist nach 
Absatz 1 gestellt hat, verlängert die Bundesnetzagentur 
die Frist, nach der der Zuschlag erlischt, wenn gegen die 
im bezuschlagten Gebot angegebene Genehmigung nach 
dem Bundes-Immissionsschutzgesetz nach der Abgabe des 
Gebots ein Rechtsbehelf Dritter eingelegt worden ist. Die 
Verlängerung soll höchstens für die Dauer der Gültigkeit 
der Genehmigung ausgesprochen werden, wobei der Ver-
längerungszeitraum unbeschadet einer Verlängerung nach 
Absatz 3 eine Dauer von insgesamt 18 Monaten nicht 
überschreiten darf. 

(3) Auf Antrag, den der Bieter vor Ablauf der Frist nach 
Absatz 1 gestellt hat, verlängert die Bundesnetzagentur 
die Frist, nach der der Zuschlag erlischt, wenn über das 
Vermögen des Herstellers des Generators oder eines sons-
tigen wesentlichen Bestandteils der Windenergieanlagen 
das Insolvenzverfahren eröffnet worden ist. Die Verlänge-
rung soll höchstens für die Dauer der Gültigkeit der Ge-
nehmigung ausgesprochen werden, wobei der Verlänge-
rungszeitraum unbeschadet einer Verlängerung nach Ab-
satz 2 eine Dauer von insgesamt 18 Monaten nicht über-
schreiten darf. 

Anmerkung: Abs. 3 gilt auch für WEA, die vor 2021 in Betrieb ge-
nommen oder bezuschlagt wurden [§ 100 Abs. 3 EEG 2021]. 

Windenergieanlagen an Land, die zu den Gebotsterminen 
am 1. Februar 2019, 1. Mai 2019 oder 1. August 2019 
den Zuschlag erhalten haben, erlischt der Zuschlag bereits 
24 Monate nach der öffentlichen Bekanntgabe des Zu-
schlags, soweit die Anlagen nicht bis zu diesem Zeitpunkt 
in Betrieb genommen worden sind. 

(2) Auf Antrag, den der Bieter vor Ablauf der Frist nach 
Absatz 1 gestellt hat, verlängert die Bundesnetzagentur 
einmalig die Frist, nach der der Zuschlag erlischt, wenn  

1. gegen die im bezuschlagten Gebot angegebene Geneh-
migung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz nach 
der Abgabe des Gebots ein Rechtsbehelf Dritter eingelegt 
worden ist und 

2. die sofortige Vollziehbarkeit der Genehmigung durch die 
zuständige Behörde oder gerichtlich angeordnet worden ist. 

Die Verlängerung soll höchstens für die Dauer der Gültig-
keit der Genehmigung ausgesprochen werden. 

§ 36f Änderungen nach Erteilung des Zuschlags für 
Windenergieanlagen an Land 

(1) Zuschläge sind den Windenergieanlagen an Land, auf 
die sich die in dem Gebot angegebene Genehmigung be-
zieht, verbindlich und dauerhaft zugeordnet. Sie dürfen 
nicht auf andere Anlagen oder andere Genehmigungen 
übertragen werden. 

(2) Wird die Genehmigung für das bezuschlagte Projekt 
nach der Erteilung des Zuschlags geändert oder neu er-
teilt, bleibt der Zuschlag auf die geänderte oder neu er-

teilte Genehmigung bezogen, wenn der Standort der 
Windenergieanlage um höchstens die doppelte Rotorblatt-
länge abweicht. 

Anmerkung: Abs. 2 Satz 3 gilt auch für WEA, die vor 2021 in  
Betrieb genommen oder bezuschlagt wurden [§ 100 Abs. 3 EEG 
2021]. 

§ 36f Änderungen nach Erteilung des Zuschlags für 
Windenergieanlagen an Land 

(1) Zuschläge sind den Windenergieanlagen an Land, auf 
die sich die in dem Gebot angegebene Genehmigung be-
zieht, verbindlich und dauerhaft zugeordnet. Sie dürfen 
nicht auf andere Anlagen oder andere Genehmigungen 
übertragen werden. 

(2) Wird die Genehmigung nach der Erteilung des Zu-
schlags geändert, bleibt der Zuschlag auf die geänderte 
Genehmigung bezogen. Der Umfang des Zuschlags verän-
dert sich dadurch nicht. 

§ 36g Besondere Ausschreibungsbestimmungen für 
Bürgerenergiegesellschaften 

… 

(3) Der Zuschlagswert ist für alle bezuschlagten Gebote von 
Bürgerenergiegesellschaften abweichend von § 3 Nummer 

§ 36g Besondere Ausschreibungsbestimmungen für 
Bürgerenergiegesellschaften 

… 

(3) Der Zuschlagswert ist für alle bezuschlagten Gebote von 
Bürgerenergiegesellschaften abweichend von § 3 Nummer 

http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__36f.html
http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__36g.html
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51 der Gebotswert des höchsten noch bezuschlagten Ge-
bots desselben Gebotstermins. Sofern Gebote nach § 36c 
Absatz 5 Satz 2 für Windenergieanlagen an Land, die im 
Netzausbaugebiet errichtet werden sollen, nicht berücksich-
tigt worden sind, ist der Zuschlagswert abweichend von 
Satz 1 für alle bezuschlagten Gebote von Bürgerenergiege-
sellschaften für Windenergieanlagen an Land im Netzaus-
baugebiet der Gebotswert des höchsten noch im Netzaus-
baugebiet bezuschlagten Gebots. Sofern eine Bürgerener-
giegesellschaft die Anforderungen nach § 3 Nummer 15 
nicht ununterbrochen bis Ende des zweiten auf die Inbe-
triebnahme der Anlage folgenden Jahres erfüllt, ist ab dem 
Zeitpunkt, ab dem die Anforderungen erstmals nicht mehr 
erfüllt sind, abweichend von Satz 1 der Zuschlagswert der 
Gebotswert. Bürgerenergiegesellschaften müssen gegen-
über dem Netzbetreiber spätestens zwei Monate nach Ab-
lauf der Frist nach Satz 2 durch Eigenerklärung nachweisen, 
dass die Gesellschaft von der Gebotsabgabe bis zum Ende 
des zweiten auf die Inbetriebnahme der Anlage folgenden 
Jahres ununterbrochen eine Bürgerenergiegesellschaft war 
oder wenn ein Fall des Satz 2 vorliegt, bis wann die Anfor-
derungen erfüllt waren; Absatz 2 ist entsprechend anzu-
wenden. Abweichend von den Sätzen 1 bis 2 ist der Zu-
schlagswert der Gebotswert, wenn die Bürgerenergiegesell-
schaft nicht fristgemäß den Nachweis nach Satz 3 vorlegt. 

51 der Gebotswert des höchsten noch bezuschlagten Ge-
bots desselben Gebotstermins. Sofern Gebote nach § 36c 
Absatz 5 Satz 2 für Windenergieanlagen an Land, die im 
Netzausbaugebiet errichtet werden sollen, nicht berücksich-
tigt worden sind, ist der Zuschlagswert abweichend von 
Satz 1 für alle bezuschlagten Gebote von Bürgerenergiege-
sellschaften für Windenergieanlagen an Land im Netzaus-
baugebiet der Gebotswert des höchsten noch im Netzaus-
baugebiet bezuschlagten Gebots. Sofern eine Bürgerener-
giegesellschaft die Anforderungen nach § 3 Nummer 15 
nicht ununterbrochen bis Ende des zweiten auf die Inbe-
triebnahme der Anlage folgenden Jahres erfüllt, ist ab dem 
Zeitpunkt, ab dem die Anforderungen erstmals nicht mehr 
erfüllt sind, abweichend von den Sätzen 1 und 2 der Zu-
schlagswert der Gebotswert. Bürgerenergiegesellschaften 
müssen gegenüber dem Netzbetreiber spätestens zwei Mo-
nate nach Ablauf der Frist nach Satz 3 durch Eigenerklä-
rung nachweisen, dass die Gesellschaft von der Gebotsab-
gabe bis zum Ende des zweiten auf die Inbetriebnahme der 
Anlage folgenden Jahres ununterbrochen eine Bürgerener-
giegesellschaft war oder wenn ein Fall des Satz 3 vorliegt, 
bis wann die Anforderungen erfüllt waren; Absatz 2 ist ent-
sprechend anzuwenden. Abweichend von den Sätzen 1 bis 
3 ist der Zuschlagswert der Gebotswert, wenn die Bürger-
energiegesellschaft nicht fristgemäß den Nachweis nach 
Satz 4 vorlegt. 

§ 36h Anzulegender Wert für Windenergieanlagen 
an Land 

1) Der Netzbetreiber berechnet den anzulegenden Wert 
aufgrund des Zuschlagswerts für den Referenzstandort 
nach Anlage 2 Nummer 4 für Strom aus Windenergieanla-
gen an Land mit dem Korrekturfaktor des Gütefaktors, der 
nach Anlage 2 Nummer 2 und 7 ermittelt worden ist. Es 
sind folgende Stützwerte anzuwenden:  

Güte-
faktor 

60 
Pro-
zent 

70 
Pro-
zent 

80 
Pro-
zent 

90 
Pro-
zent 

100 
Pro-
zent 

110 
Pro-
zent 

120 
Pro-
zent 

130 
Pro-
zent 

140 
Pro-
zent 

150 
Pro-
zent 

Korrek-
turfak-
tor 

1,35 1,29 1,16 1,07 1,00 0,94 0,89 0,85 0,81 0,79 

Für die Ermittlung der Korrekturfaktoren zwischen den je-
weils benachbarten Stützwerten findet eine lineare Interpo-
lation statt. Der Korrekturfaktor beträgt unterhalb des Gü-
tefaktors von 60 Prozent 1,35 und oberhalb des Gütefak-
tors von 150 Prozent 0,79. Gütefaktor ist das Verhältnis des 
Standortertrags einer Anlage nach Anlage 2 Nummer 7 
zum Referenzertrag nach Anlage 2 Nummer 2 in Prozent. 

§ 36h Anzulegender Wert für Windenergieanlagen 
an Land 

1) Der Netzbetreiber berechnet den anzulegenden Wert 
aufgrund des Zuschlagswerts für den Referenzstandort 
nach Anlage 2 Nummer 4 für Strom aus Windenergieanla-
gen an Land mit dem Korrekturfaktor des Gütefaktors, der 
nach Anlage 2 Nummer 2 und 7 ermittelt worden ist. Es 
sind folgende Stützwerte anzuwenden:  

Güte-
faktor 

70 
Pro-
zent 

80 
Pro-
zent 

90 
Pro-
zent 

100 
Pro-
zent 

110 
Pro-
zent 

120 
Pro-
zent 

130 
Pro-
zent 

140 
Pro-
zent 

150 
Pro-
zent 

Korrek-
turfak-
tor 

1,29 1,16 1,07 1,00 0,94 0,89 0,85 0,81 0,79 

Für die Ermittlung der Korrekturfaktoren zwischen den je-
weils benachbarten Stützwerten findet eine lineare Interpo-
lation statt. Der Korrekturfaktor beträgt unterhalb des Gü-
tefaktors von 70 Prozent 1,29 und oberhalb des Gütefak-
tors von 150 Prozent 0,79. Gütefaktor ist das Verhältnis des 
Standortertrags einer Anlage nach Anlage 2 Nummer 7 
zum Referenzertrag nach Anlage 2 Nummer 2 in Prozent. 

§ 36j Zusatzgebote  

(1) Bieter können einmalig Gebote für bezuschlagte Wind-
energieanlagen an Land abweichend von § 36c nach de-
ren Inbetriebnahme abgeben, wenn die installierte Leis-
tung der Anlagen um mehr als 15 Prozent erhöht wird o-
der werden soll (Zusatzgebote).  

 

http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__36h.html
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(2) In Ergänzung zu den Anforderungen an Gebote nach 
§ 30 müssen Zusatzgebote folgende Anforderungen erfüllen:  

1. die Nummer des bereits erteilten Zuschlags ist anzugeben,  

2. die Registernummer der Anlagen, auf die sich das  
Gebot bezieht, ist anzugeben, und  

3. der Gebotswert darf weder den geltenden Höchstwert  
noch den Zuschlagswert des bereits erteilten Zuschlags  
überschreiten.  

(3) Der Vergütungszeitraum für Zusatzgebote entspricht 
dem des nach § 36i zuerst erteilten Zuschlags.  

(4) Die §§ 36a bis 36c, 36e, 36f und 36g sind für Zusatz-
gebote entsprechend anzuwenden.  

Anmerkung: Gilt auch für WEA, die vor 2021 in Betrieb genom-
men oder bezuschlagt wurden [§ 100 Abs. 3 EEG 2021]. 

§ 36k Finanzielle Beteiligung der Kommunen 

(1) Betreiber von Windenergieanlagen an Land, die einen 
Zuschlag für ihre Anlage erhalten, dürfen den Gemeinden, 
die von der Errichtung der Windenergieanlage betroffen 
sind, Beträge durch einseitige Zuwendung ohne Gegen-
leistung von insgesamt 0,2 Cent pro Kilowattstunde für 
die tatsächliche eingespeiste Strommenge und für die fik-
tive Strommenge nach Anlage 2 Nummer 7.2 anbieten. 
Nicht als betroffen gelten Gemeinden, deren Gemeinde-
gebiet sich nicht zumindest teilweise innerhalb eines um 
die Windenergieanlage gelegenen Umkreises von 2.500 
Metern befindet. Sind mehrere Gemeinden betroffen, ist 
die Höhe der angebotenen Zahlung pro Gemeinde an-
hand des Anteils ihres jeweiligen Gemeindegebiets an der 
Fläche des Umkreises aufzuteilen, so dass insgesamt 
höchstens der Betrag nach Absatz 1 angeboten wird. 

(2) Vereinbarungen über Zuwendungen nach Absatz 1 be-
dürfen der Schriftform und dürfen bereits vor der Geneh-
migung der Windenergieanlage nach dem Bundes-Immis-
sionsschutzgesetz geschlossen werden. Sie gelten nicht als 
Vorteil im Sinn der §§ 331 bis 334 des Strafgesetzbuchs. 
Satz 2 ist auch für Angebote zum Abschluss einer solchen 
Vereinbarung und für die darauf beruhenden Zuwendun-
gen anzuwenden. 

(3) Sofern Betreiber Zahlungen nach Absatz 1 leisten, kön-
nen sie die Erstattung des im Vorjahr geleisteten Betrages im 
Rahmen der Endabrechnung vom Netzbetreiber verlangen. 

 

§ 39i [Anmerkung: Gemeinsame Ausschreibungen für Wind-

energieanlagen an Land und Solaranlagen] wird aufgehoben. 

 

§ 39n Innovationsausschreibungen 

(1) Die Bundesnetzagentur führt in den Jahren 2019 bis 
2021 Innovationsausschreibungen für erneuerbare Energien 
durch. Die Teilnahme an diesen Ausschreibungen ist nicht 
auf einzelne erneuerbare Energien beschränkt. Auch kön-
nen Gebote für Kombinationen oder Zusammenschlüsse 
verschiedener erneuerbarer Energien abgegeben werden. 

§ 39j Innovationsausschreibungen 

(1) Die Bundesnetzagentur führt in den Jahren 2019 bis 
2021 Innovationsausschreibungen für erneuerbare Energien 
durch. Die Teilnahme an diesen Ausschreibungen ist nicht 
auf einzelne erneuerbare Energien beschränkt. Auch kön-
nen Gebote für Kombinationen oder Zusammenschlüsse 
verschiedener erneuerbarer Energien abgegeben werden. 

http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__36k.html
http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__39n.html
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(2) (weggefallen) 

(3) Die Einzelheiten der Innovationsausschreibungen wer-
den in einer Rechtsverordnung nach § 88d näher bestimmt. 
Dabei soll sichergestellt werden, dass besonders netz- oder 
systemdienliche technische Lösungen gefördert werden, die 
sich im technologieneutralen wettbewerblichen Verfahren 
als effizient erweisen. Die Rechtsverordnung wird erstmals 
spätestens bis zum 1. Mai 2018 erlassen. 

(4) Auf Grundlage der Erfahrungen mit den Innovationsaus-
schreibungen legt die Bundesregierung rechtzeitig einen 
Vorschlag vor, ob und inwieweit Innovationsausschreibun-
gen auch für die Jahre ab 2022 durchgeführt werden. 

(2) Die Betreiber von Windenergieanlagen an Land und So-
laranlagen, die aufgrund eines Zuschlags im Rahmen der In-
novationsausschreibung im Jahr 2019 einen Anspruch auf 
eine Marktprämie haben, erhalten bei der Abregelung auf-
grund von Netzengpässen abweichend von § 15 Absatz 1 
Satz 1 keinen finanziellen Ausgleich für die entgangene 
Marktprämie. 

(3) Die Einzelheiten der Innovationsausschreibungen wer-
den in einer Rechtsverordnung nach § 88d näher bestimmt. 
Dabei soll sichergestellt werden, dass besonders netz- oder 
systemdienliche technische Lösungen gefördert werden, die 
sich im technologieneutralen wettbewerblichen Verfahren 
als effizient erweisen. Die Rechtsverordnung wird erstmals 
spätestens bis zum 1. Mai 2018 erlassen. 

(4) Auf Grundlage der Erfahrungen mit den Innovationsaus-
schreibungen legt die Bundesregierung rechtzeitig einen 
Vorschlag vor, ob und inwieweit Innovationsausschreibun-
gen auch für die Jahre ab 2022 durchgeführt werden. 

§ 46 Windenergie an Land 

(1) Für Strom aus Windenergieanlagen an Land, deren an-
zulegender Wert gesetzlich bestimmt wird, berechnet der 
Netzbetreiber den anzulegenden Wert nach § 36h Absatz 
1, wobei der Zuschlagswert durch den Durchschnitt aus 
den Gebotswerten des jeweils höchsten noch bezuschlag-
ten Gebots der Gebotstermine für Windenergieanlagen an 
Land im Vorvorjahr zu ersetzen ist. § 36h Absatz 2 bis 4 ist 
entsprechend anzuwenden. 

(2) Die Bundesnetzagentur veröffentlicht den Durchschnitt 
aus den Gebotswerten für das jeweils höchste noch bezu-
schlagte Gebot aller Ausschreibungsrunden eines Jahres 
jeweils bis zum 31. Januar des darauf folgenden Kalender-
jahres. 

(3) Für Anlagen mit einer installierten Leistung bis ein-
schließlich 50 Kilowatt wird für die Berechnung des anzu-
legenden Werts angenommen, dass ihr Ertrag 60 Prozent 
des Referenzertrags beträgt. 

(4) Bei Pilotwindenergieanlagen an Land ist § 36k entspre-
chend anzuwenden; abweichend von § 36k Absatz 1 
Satz 1 ist statt des Zuschlags die Inbetriebnahme der Pilot-
windenergieanlage maßgeblich. 

§ 46 Windenergie an Land bis 2018 

(1) Für Strom aus Windenergieanlagen an Land, die vor dem 
1. Januar 2019 in Betrieb genommen worden sind und de-
ren anzulegender Wert gesetzlich bestimmt wird, beträgt 
der anzulegende Wert 4,66 Cent pro Kilowattstunde. 

(2) Abweichend von Absatz 1 beträgt der anzulegende Wert 
in den ersten fünf Jahren ab der Inbetriebnahme der Anlage 
8,38 Cent pro Kilowattstunde. Diese Frist verlängert sich um 
einen Monat pro 0,36 Prozent des Referenzertrags, um den 
der Ertrag der Anlage 130 Prozent des Referenzertrags unter-
schreitet. Zusätzlich verlängert sich die Frist um einen Monat 
pro 0,48 Prozent des Referenzertrags, um den der Ertrag der 
Anlage 100 Prozent des Referenzertrags unterschreitet. Refe-
renzertrag ist der errechnete Ertrag der Referenzanlage nach 
Maßgabe der Anlage 2 des Erneuerbare-Energien-Geset-
zes in der am 31. Dezember 2016 geltenden Fassung. 

(3) Zehn Jahre nach Inbetriebnahme einer Anlage nach Ab-
satz 1, spätestens aber ein Jahr vor dem Ende der nach Ab-
satz 2 Satz 2 verlängerten Frist wird der Standortertrag 
überprüft und die Frist nach Absatz 2 Satz 2 entsprechend 
angepasst. § 36h Absatz 2 Satz 2 bis 4 ist entsprechend an-
zuwenden. 

(4) Für Anlagen mit einer installierten Leistung bis ein-
schließlich 50 Kilowatt wird für die Berechnung des anzule-
genden Werts angenommen, dass ihr Ertrag 70 Prozent des 
Referenzertrags beträgt. 

Die §§ 46a, 46b und § 47 werden aufgehoben.  

§ 51 Verringerung des Zahlungsanspruchs bei  
negativen Preisen 

(1) Wenn der Spotmarktpreis für die Dauer von mindes-
tens vier aufeinanderfolgenden Stunden negativ ist, verrin-

§ 51 Verringerung des Zahlungsanspruchs bei  
negativen Preisen 

(1) Wenn der Wert der Stundenkontrakte für die Preiszone 
für Deutschland am Spotmarkt der Strombörse in der vor-
tägigen Auktion in mindestens sechs aufeinanderfolgen-
den Stunden negativ ist, verringert sich der anzulegende 

http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__46.html
http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__51.html
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gert sich der anzulegende Wert für den gesamten Zeit-
raum, in dem der Spotmarktpreis ohne Unterbrechung ne-
gativ ist, auf null. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden auf  

1. Anlagen, mit einer installierten Leistung von weniger als 
500 Kilowatt, 

2. Pilotwindenergieanlagen an Land nach § 3 Nummer 37 
Buchstabe b und 

3. Pilotwindenergieanlagen auf See nach § 3 Nummer 6 
des Windenergie-auf-See-Gesetzes. 

(3) Wenn der Strom in einem Kalendermonat, in dem die 
Voraussetzungen nach Absatz 1 mindestens einmal erfüllt 
sind, in der Ausfallvergütung veräußert wird, muss der An-
lagenbetreiber dem Netzbetreiber bei der Datenübermitt-
lung nach § 71 Nummer 1 die Strommenge mitteilen, die er 
in dem Zeitraum eingespeist hat, in dem der Spotmarktpreis 
ohne Unterbrechung negativ gewesen ist; anderenfalls ver-
ringert sich der Anspruch in diesem Kalendermonat um 5 
Prozent pro Kalendertag, in dem dieser Zeitraum ganz oder 
teilweise liegt. 

Anmerkung: Die Regelung in Abs. 1 wird gemäß § 100 Abs. 1 
Nr. 2 i.V.m. Abs. 2 Nr. 13 EEG 2021 für WEA, die vor 2021 ein 
Zuschlag erhielten, der noch nicht entwertet wurde, insofern 
modifiziert, als für diese WEA das (bisherige) Sechs-Stunden-Kri-
terium gilt. 

Wert für den gesamten Zeitraum, in dem die Stundenkon-
trakte ohne Unterbrechung negativ sind, auf null. 

(2) Wenn der Strom in einem Kalendermonat, in dem die 
Voraussetzungen nach Absatz 1 mindestens einmal erfüllt 
sind, in der Ausfallvergütung veräußert wird, muss der An-
lagenbetreiber dem Netzbetreiber bei der Datenübermitt-
lung nach § 71 Nummer 1 die Strommenge mitteilen, die 
er in dem Zeitraum eingespeist hat, in dem die Stunden-
kontrakte ohne Unterbrechung negativ gewesen sind; an-
dernfalls verringert sich der Anspruch in diesem Kalender-
monat um 5 Prozent pro Kalendertag, in dem dieser Zeit-
raum ganz oder teilweise liegt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden auf 

1. Windenergieanlagen mit einer installierten Leistung von 
weniger als 3 Megawatt, wobei § 24 Absatz 1 entspre-
chend anzuwenden ist, 

2. sonstige Anlagen mit einer installierten Leistung von 
weniger als 500 Kilowatt, wobei § 24 Absatz 1 entspre-
chend anzuwenden ist, 

3. Pilotwindenergieanlagen an Land nach § 3 Nummer 37 
Buchstabe b und 

4. Pilotwindenergieanlagen auf See nach § 3 Nummer 6 
des Windenergie-auf-See-Gesetzes. 

§ 51a Verlängerung des Vergütungszeitraums bei  
negativen Preisen 

(1) Für Strom aus Anlagen, für den sich der anzulegende 
Wert nach Maßgabe des § 51 verringert und deren anzule-
gender Wert durch Ausschreibungen ermittelt wird, verlän-
gert sich der Vergütungszeitraum um die Anzahl der Stun-
den, in denen sich der anzulegende Wert nach Maßgabe 
des § 51 Absatz 1 im Jahr der Inbetriebnahme und in den 
darauffolgenden 19 Kalenderjahren auf null verringert hat, 
aufgerundet auf den nächsten vollen Kalendertag. 

(2) Die Strombörsen müssen den Übertragungsnetzbetrei-
bern ab dem Kalenderjahr 2022 jeweils bis zum 15. Januar 
eines Kalenderjahres die Anzahl der Stunden mitteilen, in 
denen sich der anzulegende Wert nach Maßgabe des § 51 
Absatz 1 im Vorjahr auf null reduziert hat. 

(3) Die Übertragungsnetzbetreiber müssen jeweils bis zum 
31. Januar eines Kalenderjahres auf einer gemeinsamen 
Internetseite folgende Informationen veröffentlichen: 

1. ab dem Jahr 2022 die Anzahl der Stunden, in denen 
sich der anzulegende Wert nach Maßgabe des § 51 Ab-
satz 1 im Vorjahr auf null verringert hat, und 

2. ab dem Jahr 2041 die Anzahl der Stunden, in denen 
sich der anzulegende Wert nach Maßgabe des § 51 Ab-
satz 1 in den vorangegangenen 20 Jahren auf null verrin-
gert hat, und die auf den nächsten vollen Kalendertag 
aufgerundete Anzahl dieser Stunden. 

 

  

http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__51a.html
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§ 55 Pönalen 

(1) Bei Geboten für Windenergieanlagen an Land nach 
§ 36 müssen Bieter an den regelverantwortlichen Übertra-
gungsnetzbetreiber eine Pönale leisten, 

1. soweit mehr als 5 Prozent der Gebotsmenge eines be-
zuschlagten Gebots für eine Windenergieanlage an Land 
nach § 35a entwertet werden oder 

2. wenn die Windenergieanlage an Land mehr als 24 Mo-
nate nach der öffentlichen Bekanntgabe des Zuschlags in 
Betrieb genommen worden ist. 

Die Höhe der Pönale nach Satz 1 Nummer 1 und 2 berech-
net sich aus der Gebotsmenge des bezuschlagten Gebots 

1. abzüglich der innerhalb von 24 Monaten nach der öf-
fentlichen Bekanntgabe des Zuschlags in Betrieb genomme-
nen Anlagenleistung multipliziert mit 10 Euro pro Kilowatt, 

2. abzüglich der innerhalb von 26 Monaten nach der öf-
fentlichen Bekanntgabe des Zuschlags in Betrieb genomme-
nen Anlagenleistung multipliziert mit 20 Euro pro Kilowatt 
oder 

3. abzüglich der innerhalb von 28 Monaten nach der öf-
fentlichen Bekanntgabe des Zuschlags in Betrieb genomme-
nen Anlagenleistung multipliziert mit 30 Euro pro Kilowatt. 

Abweichend von Satz 2 berechnet sich die Höhe der 
Pönale für Windenergieanlagen an Land, die zu den Ge-
botsterminen am 1. Februar 2019, 1. Mai 2019 oder 1. 
August 2019 den Zuschlag erhalten haben, aus der Ge-
botsmenge des bezuschlagten Gebots abzüglich der vor 
Ablauf des 24. auf die öffentliche Bekanntgabe des Zu-
schlags folgenden Monats in Betrieb genommenen Anla-
genleistung multipliziert mit 30 Euro pro Kilowatt. 

… 

(5a) Im Fall einer Zuschlagsverlängerung nach § 36e Ab-
satz 2 oder Absatz 3 [Anmerkung: Verlängerung bei Rechtsbe-

helf gegen Genehmigung als auch bei Herstellerinsolvenz] oder 
nach 39e Absatz 2 verlängern sich die Fristen der Absätze 
1, 4 und 5 um die Dauer der Zuschlagsverlängerung. 

§ 55 Pönalen 

(1) Bei Geboten für Windenergieanlagen an Land nach 
§ 36 müssen Bieter an den regelverantwortlichen Übertra-
gungsnetzbetreiber eine Pönale leisten, 

1. soweit mehr als 5 Prozent der Gebotsmenge eines be-
zuschlagten Gebots für eine Windenergieanlage an Land 
nach § 35a entwertet werden oder 

2. wenn die Windenergieanlage an Land mehr als 24 Mo-
nate nach der öffentlichen Bekanntgabe des Zuschlags in 
Betrieb genommen worden ist. 

Die Höhe der Pönale nach Satz 1 Nummer 1 und 2 berech-
net sich aus der Gebotsmenge des bezuschlagten Gebots 

1. abzüglich der vor Ablauf des 24. auf die öffentliche Be-
kanntgabe des Zuschlags folgenden Monats in Betrieb ge-
nommenen Anlagenleistung multipliziert mit 10 Euro pro 
Kilowatt, 

2. abzüglich der vor Ablauf des 26. auf die öffentliche Be-
kanntgabe des Zuschlags folgenden Monats in Betrieb ge-
nommenen Anlagenleistung multipliziert mit 20 Euro pro 
Kilowatt oder 

3. abzüglich der vor Ablauf des 28. auf die öffentliche Be-
kanntgabe des Zuschlags folgenden Monats in Betrieb ge-
nommenen Anlagenleistung multipliziert mit 30 Euro pro 
Kilowatt. 

Abweichend von Satz 2 berechnet sich die Höhe der 
Pönale für Windenergieanlagen an Land, die zu den Ge-
botsterminen am 1. Februar 2019, 1. Mai 2019 oder 1. 
August 2019 den Zuschlag erhalten haben, aus der Ge-
botsmenge des bezuschlagten Gebots abzüglich der vor 
Ablauf des 24. auf die öffentliche Bekanntgabe des Zu-
schlags folgenden Monats in Betrieb genommenen Anla-
genleistung multipliziert mit 30 Euro pro Kilowatt. 

§ 85a Festlegung zu den Höchstwerten bei Aus-
schreibungen 

(1) Die Bundesnetzagentur kann zum 1. Dezember eines 
Jahres durch Festlegung nach § 29 des Energiewirtschafts-
gesetzes den Höchstwert nach § 36b, § 37b oder § 38e, 
§ 39b, § 39l dieses Gesetzes oder § 10 der Innovations-
ausschreibungsverordnung für die Ausschreibungen mit ei-
nem Gebotstermin in den jeweils darauffolgenden zwölf 
Kalendermonaten neu bestimmen, wenn sich bei den letz-
ten drei vor Einleitung des Festlegungsverfahrens durchge-
führten Ausschreibungen gemeinsam oder jeweils für sich 
betrachtet Anhaltspunkte dafür ergeben haben, dass der 
Höchstwert unter Berücksichtigung der §§ 1 und 2 Absatz 
4 zu hoch oder zu niedrig ist. Dabei darf der neue Höchst-
wert um nicht mehr als 10 Prozent von dem zum Zeitpunkt 
der Neufestlegung geltenden Höchstwert abweichen. 

§ 85a Festlegung zu den Höchstwerten bei Aus-
schreibungen 

(1) Die Bundesnetzagentur kann zum 1. Dezember eines 
Jahres durch Festlegung nach § 29 des Energiewirtschafts-
gesetzes den Höchstwert nach § 36b, § 37b oder § 39b 
für die Ausschreibungen mit einem Gebotstermin in dem 
jeweils darauffolgenden Kalenderjahr neu bestimmen, 
wenn sich bei den letzten drei vor Einleitung des Festle-
gungsverfahrens durchgeführten Ausschreibungen ge-
meinsam oder jeweils für sich betrachtet Anhaltspunkte 
dafür ergeben haben, dass der Höchstwert unter Berück-
sichtigung der §§ 1 und 2 Absatz 4 zu hoch oder zu nied-
rig ist. Dabei darf der neue Höchstwert um nicht mehr als 
10 Prozent von dem zum Zeitpunkt der Neufestlegung 
geltenden Höchstwert abweichen. 

http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__55.html
http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__85a.html
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(2) Ein Höchstwert soll nach Absatz 1 gesenkt werden, 
wenn die durchschnittlichen Erzeugungskosten deutlich 
unter dem Höchstwert liegen. Ein Höchstwert soll nach 
Absatz 1 erhöht werden, wenn in den letzten drei Aus-
schreibungen mit den zulässigen Geboten das Ausschrei-
bungsvolumen nicht gedeckt werden konnte und die 
durchschnittlichen Erzeugungskosten über dem Höchst-
wert liegen. Sofern das Ausschreibungsvolumen für Solar-
anlagen in einem Ausschreibungstermin nicht gedeckt 
werden konnte, soll der Höchstwert für den nachfolgen-
den Ausschreibungstermin erhöht werden. 

(3) Die Bundesnetzagentur soll vor ihrer Entscheidung 
nach Absatz 1 von einer Einholung von Stellungnahmen 
nach § 67 Absatz 2 des Energiewirtschaftsgesetzes abse-
hen; eine mündliche Verhandlung findet nicht statt. Die 
Bundesnetzagentur macht Entscheidungen nach Absatz 1 
unter Angabe der tragenden Gründe in ihrem Amtsblatt 
und auf ihrer Internetseite öffentlich bekannt. 

(2) Ein Höchstwert soll nach Absatz 1 gesenkt werden, 
wenn die durchschnittlichen Erzeugungskosten deutlich 
unter dem Höchstwert liegen. Ein Höchstwert soll nach 
Absatz 1 erhöht werden, wenn in den letzten drei Aus-
schreibungen mit den zulässigen Geboten das Ausschrei-
bungsvolumen nicht gedeckt werden konnte und die 
durchschnittlichen Erzeugungskosten über dem Höchst-
wert liegen. Sofern das Ausschreibungsvolumen für Solar-
anlagen in einem Ausschreibungstermin nicht gedeckt 
werden konnte, soll der Höchstwert für den nachfolgen-
den Ausschreibungstermin erhöht werden. 

(3) Die Bundesnetzagentur soll vor ihrer Entscheidung 
nach Absatz 1 von einer Einholung von Stellungnahmen 
nach § 67 Absatz 2 des Energiewirtschaftsgesetzes abse-
hen; eine mündliche Verhandlung findet nicht statt. Die 
Bundesnetzagentur macht Entscheidungen nach Absatz 1 
unter Angabe der tragenden Gründe in ihrem Amtsblatt 
und auf ihrer Internetseite öffentlich bekannt. 

§ 88a Verordnungsermächtigung zu grenzüberschrei-
tenden Ausschreibungen 

1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, unter den in § 5 
genannten Voraussetzungen durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates Regelungen zu Aus-
schreibungen zu treffen, die Anlagen im Bundesgebiet 
und in einem oder mehreren anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union offenstehen, insbesondere 

1. zu regeln, dass ein Anspruch auf Zahlung nach diesem 
Gesetz auch für Anlagen besteht, die in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union errichtet worden 
sind, wenn 

a) der Anlagenbetreiber über einen Zuschlag oder eine 
Zahlungsberechtigung verfügt, die im Rahmen einer Aus-
schreibung durch Zuschlag erteilt worden ist, und 

b) die weiteren Voraussetzungen für den Zahlungsanspruch 
nach diesem Gesetz erfüllt sind, soweit auf der Grundlage 
der folgenden Nummern keine abweichenden Regelungen 
in der Rechtsverordnung getroffen worden sind, 

2. abweichend von den §§ 23 bis 55a Regelungen zu Ver-
fahren und Inhalt der Ausschreibungen zu treffen, insbe-
sondere 

a) zur kalenderjährlich insgesamt auszuschreibenden instal-
lierten Leistung in Megawatt, wobei das jährliche Aus-
schreibungsvolumen der Ausschreibungen 5 Prozent der 
jährlich zu installierenden Leistung nicht überschreiten soll, 

… 

3. abweichend von den §§ 30, 31, 34 und 36 bis 39m An-
forderungen für die Teilnahme an den Ausschreibungen 
zu regeln, insbesondere 

… 

§ 88a Verordnungsermächtigung zu grenzüberschrei-
tenden Ausschreibungen 

1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, unter den in § 5 
genannten Voraussetzungen durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates Regelungen zu Aus-
schreibungen zu treffen, die Anlagen im Bundesgebiet 
und in einem oder mehreren anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union offenstehen, insbesondere 

1. zu regeln, dass ein Anspruch auf Zahlung nach diesem 
Gesetz auch für Anlagen besteht, die in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union errichtet worden 
sind, wenn 

a) der Anlagenbetreiber über einen Zuschlag oder eine 
Zahlungsberechtigung verfügt, die im Rahmen einer Aus-
schreibung durch Zuschlag erteilt worden ist, und 

b) die weiteren Voraussetzungen für den Zahlungsanspruch 
nach diesem Gesetz erfüllt sind, soweit auf der Grundlage 
der folgenden Nummern keine abweichenden Regelungen 
in der Rechtsverordnung getroffen worden sind, 

2. abweichend von den §§ 23 bis 55a Regelungen zu Ver-
fahren und Inhalt der Ausschreibungen zu treffen, insbe-
sondere 

a) zur kalenderjährlich insgesamt auszuschreibenden instal-
lierten Leistung in Megawatt, wobei das jährliche Ausschrei-
bungsvolumen der Ausschreibungen 5 Prozent der jährlich 
zu installierenden Leistung nicht überschreiten soll, 

… 

3. abweichend von den §§ 30, 31, 33, 34, 36d, 36g, 37, 
37c und 39 bis 39h Anforderungen für die Teilnahme an 
den Ausschreibungen zu regeln, insbesondere 

… 

  

http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__88a.html
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§ 88c Verordnungsermächtigung zur Zielerreichung 

(1) Soweit das Monitoring zur Zielerreichung nach § 98 
ergibt, dass die erneuerbaren Energien nicht in der für die 
Erreichung des Ziels nach § 1 Absatz 2 erforderlichen Ge-
schwindigkeit ausgebaut werden, wird die Bundesregie-
rung ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustim-
mung des Bundesrates 

1. den Ausbaupfad nach § 4 neu festzusetzen, 

2. die jährlichen Zwischenziele für die Stromerzeugung 
aus erneuerbaren Energien nach § 4a neu festzusetzen, 

3. im Anwendungsbereich der §§ 28 bis 28c Ausschrei-
bungsvolumen für einzelne oder mehrere Kalenderjahre  

oder die Verteilung der Ausschreibungsvolumen auf die 
Gebotstermine eines Kalenderjahres neu festzusetzen; 
hierbei kann auch die Anzahl der Gebotstermine eines Ka-
lenderjahres abweichend geregelt werden, und 

4. die Höchstwerte nach § 36b, § 37b, § 38e, § 39b oder 
§ 39l dieses Gesetzes oder nach § 10 der Innovationsaus-
schreibungsverordnung neu festzusetzen. 

Anmerkung: Die bisherige Verordnungsermächtigung in § 88c 
EEG 2017 [zu gemeinsamen Ausschreibungen für Windenergie-
anlagen an Land und Solaranlagen] wird dadurch ersetzt. 

 

§ 95 Weitere Verordnungsermächtigungen 

Die Bundesregierung wird ferner ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates 

1. das Berechnungsverfahren für die Entschädigung nach 
§ 15 Absatz 1 zu regeln, insbesondere ein pauschaliertes 
Verfahren zur Ermittlung der jeweils entgangenen Einnah-
men und ersparten Aufwendungen, sowie ein Nachweis-
verfahren für die Abrechnung im Einzelfall, 

2. im Anwendungsbereich des § 9 zu regeln, ab welchem 
Schwellenwert die Pflichten des § 9 Absatz 1 oder Absatz 
1 a auch für Anlagen und KWK-Anlagen mit einer instal-
lierten Leistung von weniger als 25 Kilowatt gelten und, 
soweit erforderlich, dafür kostenschützende Regelungen 
angelehnt an die Preisobergrenzen in § 31 des Messstel-
lenbetriebsgesetzes vorzusehen, 

3. in Ergänzung zu § 36k zu regeln, dass Betreiber von 
Anlagen anderer erneuerbarer Energien als Windenergie-
anlagen an Land betroffenen Gemeinden Beträge durch 
einseitige Zuwendung ohne Gegenleistung von insgesamt 
0,2 Cent pro Kilowattstunde anbieten können; hierzu 
kann sie Regelungen treffen, für welche Anlagen, unter 
welchen Voraussetzungen, bis zu welcher Höhe und an 
welche Gemeinden die Zahlungen angeboten werden 
können, 

3a. den Inhalt und das Verfahren zu den Ausschreibungen 
für ausgeförderte Windenergieanlagen an Land nach 
§ 23b Absatz 2 Satz 1 zu regeln; hierbei sind auch Rege-
lungen vorzusehen, 

a) zu den Gebotsterminen, 

§ 95 Weitere Verordnungsermächtigungen 

Die Bundesregierung wird ferner ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates 

1. das Berechnungsverfahren für die Entschädigung nach 
§ 15 Absatz 1 zu regeln, insbesondere ein pauschaliertes 
Verfahren zur Ermittlung der jeweils entgangenen Einnah-
men und ersparten Aufwendungen, sowie ein Nachweis-
verfahren für die Abrechnung im Einzelfall, 

2. (weggefallen) 

3. für die Berechnung der Marktprämie nach Nummer 1.2 
der Anlage 1 zu diesem Gesetz für Strom aus Anlagen, die 
nach dem am 31. Juli 2014 geltenden Inbetriebnahmebe-
griff vor dem 1. August 2014 in Betrieb genommen wor-
den sind, die Höhe der Erhöhung des jeweils anzulegen-
den Wertes „AW“ abweichend von § 100 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 8 zu regeln für Strom, der nach dem Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes direkt vermarktet wird, auch aus Anla-
gen, die bereits vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erst-
mals die Marktprämie in Anspruch genommen haben; 
hierbei können verschiedene Werte für verschiedene Ener-
gieträger oder für Vermarktungen auf verschiedenen 
Märkten oder auch negative Werte festgesetzt werden, 

… 

http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__88c.html
http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__95.html
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b) zu den an den jeweiligen Gebotsterminen teilnahmebe-
rechtigten Bietern; insbesondere ist vorzusehen, dass nur 
Betreiber von Windenergieanlagen an Land teilnehmen 
dürfen, deren Windenergieanlagen an Land sich auf einer 
Fläche befinden, auf der die Errichtung einer neuen Wind-
energieanlage an Land planungsrechtlich nicht zulässig ist, 

c) zu den Ausschreibungsvolumen, wobei das Ausschrei-
bungsvolumen für eine Anschlussförderung, die im Jahr 
2021 beginnt, 1 500 Megawatt betragen soll und das 
Ausschreibungsvolumen für eine Anschlussförderung im 
Jahr 2022 1 000 Megawatt betragen soll; die Verordnung 
kann abweichende Volumen festsetzen, 

d) zur entsprechenden Anwendung des § 36h, 

e) zu den Höchstwerten, wobei der Höchstwert 3 Cent 
pro Kilowattstunde nicht unterschreiten und 3,8 Cent pro 
Kilowattstunde nicht überschreiten darf, und 

f) zu einer Begrenzung der Zuschläge auf 80 Prozent der 
abgegebenen Gebote im Fall einer Unterzeichnung der 
Ausschreibung, 

… 

§ 97 Kooperationsausschuss 

(1) Die zuständigen Staatssekretärinnen und Staatssekre-
täre der Länder und des Bundes bilden einen Kooperati-
onsausschuss. Der Kooperationsausschuss koordiniert die 
Erfassung der Ziele der Länder zur Erreichung des Ziels 
nach § 1 Absatz 2 und deren Umsetzungsstand. 

(2) Der Kooperationsausschuss wird vom zuständigen 
Staatssekretär des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Energie geleitet. 

(3) Der Kooperationsausschuss tagt mindestens zweimal 
im Jahr. Die Mitglieder des Kooperationsausschusses kön-
nen sich vertreten lassen. 

(4) Der Kooperationsausschuss wird von einem beim Bun-
desministerium für Wirtschaft und Energie einzurichten-
den Sekretariat unterstützt. 

(5) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
kann eine juristische Person des Privatrechts beauftragen, 
das Sekretariat des Kooperationsausschusses im Bereich 
der Windenergie an Land, insbesondere bei der Datenbe-
schaffung und Datenanalyse sowie bei Aspekten der Pla-
nung und Genehmigung beim Ausbau der Windenergie 
an Land, zu unterstützen. 

 

§ 98 Jährliches Monitoring zur Zielerreichung 

(1) Die Länder berichten dem Sekretariat des Kooperati-
onsausschusses jährlich spätestens bis zum 31. August 
über den Stand des Ausbaus der erneuerbaren Energien, 
insbesondere über 

1. den Umfang an Flächen, die in der geltenden Regional- 
und Bauleitplanung für Windenergie an Land festgesetzt 
wurden, einschließlich der Angabe, zu welchem Anteil 
diese bereits durch Windenergieanlagen genutzt werden, 

 

http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__97.html
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2. Planungen für neue Festsetzungen für die Windenergie-
nutzung an Land in der Regional- und Bauleitplanung, 

3. den Stand der Genehmigung von Windenergieanlagen 
an Land (Anzahl und Leistung der Windenenergieanlagen 
an Land), auch mit Blick auf die Dauer von Genehmigungs-
verfahren (Antragstellung bis Genehmigungserteilung), 

4. die Eignung von landeseigenen und kommunalen Flä-
chen für die Nutzung von Windenergieanlagen an Land 
und 

5. den Umfang, in dem das Land und deren Kommunen 
eigene Flächen für den Ausbau von erneuerbaren Ener-
gien, insbesondere für Windenergieanlagen an Land und 
Solaranlagen, zur Verfügung stellen. 

Die festgesetzten und geplanten Flächen sollen in Form 
von standardisierten Daten geografischer Informationssys-
teme (GIS-Daten) in nicht personenbezogener Form ge-
meldet werden. Auch die Meldung von Flächen, die nicht 
durch GIS-Daten erfolgt, darf nur in nicht personenbezo-
gener Form erfolgen. Im Fall nicht ausreichend er Flächen-
verfügbarkeit sollen die Berichte auch Maßnahmen enthal-
ten, wie weitere Flächen, insbesondere Flächen im Eigen-
tum des Landes, verfügbar gemacht werden können. Im 
Fall von Hemmnissen in der Regional- oder Bauleitplanung 
oder in Genehmigungsverfahren sollen die Berichte die 
dafür maßgeblichen Gründe und Vorschläge für Maßnah-
men enthalten, um die Verzögerungen zu verringern. Die 
Flächendaten und Berichte dürfen keine personenbezoge-
nen Daten enthalten. 

(2) Der Kooperationsausschuss wertet die Berichte der 
Länder nach Absatz 1 aus und legt jährlich spätestens bis 
zum 31. Oktober der Bundesregierung einen Bericht vor. 

(3) Die Bundesregierung berichtet jährlich spätestens bis 
zum 31. Dezember, ob die erneuerbaren Energien in der 
für die Erreichung des Ziels nach § 1 Absatz 2 erforderli-
chen Geschwindigkeit ausgebaut werden. Zu diesem 
Zweck bewertet sie insbesondere auf Grundlage des Be-
richts des Kooperationsausschusses nach Absatz 2, ob in 
dem jeweils vorangegangenen Kalenderjahr das Zwischen-
ziel für die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien 
nach § 4a erreicht worden ist. Bei einer Verfehlung des 
Zwischenziels stellt die Bundesregierung die Gründe dar, 
unterteilt in energie-, planungs-, genehmigungs- und na-
tur- und artenschutzrechtliche Gründe, und legt erforderli-
che Handlungsempfehlungen vor. Die Bundesregierung 
geht in dem Bericht ferner auf die tatsächliche und die er-
wartete Entwicklung des Bruttostromverbrauchs ein. 
Wenn aufgrund von Prognosen, die nach dem Stand von 
Wissenschaft und Technik erstellt worden sein müssen, ein 
deutlicher Anstieg des Bruttostromverbrauchs bis zum Jahr 
2030 zu erwarten ist, enthält der Bericht auch erforderli-
che Handlungsempfehlungen für eine Anpassung des 
Ausbaupfads nach § 4, des Strommengenpfads nach § 4a 
oder der Ausschreibungsvolumen nach §§ 28 bis 28c. Die 
Bundesregierung leitet den Bericht den Regierungschefin-
nen und Regierungschefs der Länder und dem Bundestag 
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zu und legt, sofern erforderlich, unverzüglich den Entwurf 
für eine Verordnung nach § 88b vor. 

(4) Für die Zwecke des Absatzes 3 Satz 2 ist die tatsächlich 
erzeugte Strommenge aus erneuerbaren Energien anhand 
der tatsächlichen Wetterbedingungen zu bereinigen. Das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie legt im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt, Na-
turschutz und nukleare Sicherheit die Kriterien für die 
Wetterbereinigung fest. 

§ 100 Allgemeine Übergangsbestimmungen 

(1) Soweit sich aus den nachfolgenden Absätzen nichts 
anderes ergibt, sind die Bestimmungen des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2020 gelten-
den Fassung anzuwenden für Strom aus Anlagen, 

1. die vor dem 1. Januar 2021 in Betrieb genommen wor-
den sind, 

2. deren anzulegender Wert in einem Zuschlagsverfahren 
eines Gebotstermins vor dem 1. Januar 2021 erteilt wor-
den ist oder 

3. die vor dem 1. Januar 2021 als Pilotwindenergieanlage 
an Land im Sinn von § 3 Nummer 37 Buchstabe b durch 
das Bundeswirtschaftsministerium oder als Pilotwindener-
gieanlage auf See im Sinn von § 3 Nummer 6 des Wind-
energie-auf-See-Gesetzes durch die Bundesnetzagentur 
festgestellt worden sind. 

Satz 1 ist entsprechend anzuwenden auf die Zuschläge, 
die vor dem 1. Januar 2021 erteilt und noch nicht entwer-
tet worden sind. 

(2) Für Strom aus Anlagen nach Absatz 1 ist abweichend 
von Absatz 1 das Folgende anzuwenden: 

… 

13. § 51 Absatz 1 dieses Gesetzes ist anstelle von § 51 
Absatz 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 
31. Dezember 2020 geltenden Fassung mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass sich der anzulegende Wert erst auf null 
reduziert, wenn der Spotmarktpreis im Sinn des § 3 Num-
mer 42a dieses Gesetzes in mindestens sechs aufeinander-
folgenden Stunden negativ ist; § 51 Absatz 3 dieses Ge-
setzes ist anstelle von § 51 Absatz 2 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2020 gelten-
den Fassung anzuwenden 

… 

(3) Für Strom aus Anlagen nach Absatz 1 sind ferner die 
§ 22 Absatz 2, § 36e Absatz 3, § 36f Absatz 2 und § 36j 
dieses Gesetzes anzuwenden. 

… 

 

§ 105 Beihilferechtlicher Genehmigungsvorbehalt 

(1) Die Bestimmungen dieses Gesetzes für Strom aus Anla-
gen, für den nach dem 31. Dezember 2020 ein Anspruch 
nach diesem Gesetz begründet wird, dürfen erst nach der 
beihilferechtlichen Genehmigung durch die Europäische 

 

http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__100.html
http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/__105.html
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Kommission und nach Maßgabe dieser Genehmigung an-
gewendet werden. 

… 

(4) Abweichend von Absatz 1 sind die §§ 19 Absatz 1 
Nummer 2, Absatz 2 und 3, 21 Absatz 1 Nummer 3 Buch-
stabe b und Absatz 2, 21b, 21c, 23 b Absatz 1, 25 Absatz 
2 Nummer 1, 53 Absatz 2 für Strom aus ausgeförderten 
Anlagen bis zu 100 kW, die keine Windenergieanlagen an 
Land sind, ab dem 1. Januar 2021 anzuwenden. 

(5) Solange und soweit für die Bestimmungen in den §§ 
21 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe a, 23b Absatz 2, 25 
Absatz 2 Nummer 2 und 3 und 95 Nummer 3a keine bei-
hilferechtliche Genehmigung durch die Europäische Kom-
mission vorliegt, sind für Windenergieanlagen an Land, bei 
denen der ursprüngliche Anspruch auf Zahlung nach der 
für die Anlage maßgeblichen Fassung des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes am 31. Dezember 2020 beendet ist, 
die in Absatz 4 genannten Bestimmungen ab dem 1. Ja-
nuar 2021 bis längstens zum 31. Dezember 2021 entspre-
chend anzuwenden. 

Anlage 1 (zu § 23a) Höhe der Marktprämie 

1. Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Anlage ist: 

- „MP“ die Höhe der Marktprämie nach § 23a in Cent pro 
Kilowattstunde, 

- „AW“ der anzulegende Wert unter Berücksichtigung der 
§§ 19 bis 54 in Cent pro Kilowattstunde, 

- „MW“ der jeweilige Monatsmarktwert in Cent pro  
Kilowattstunde. 

- „JW“ der jeweilige Jahresmarktwert in Cent pro  
Kilowattstunde. 

2. Zeitlicher Anwendungsbereich 

Für Strom aus Anlagen, die vor dem 1. Januar 2023 in Be-
trieb genommen worden sind oder deren Zuschlag vor dem 
1. Januar 2023 erteilt worden ist, wird die Höhe der Markt-
prämie nach § 23a („MP“) anhand des energieträgerspezifi-
schen Monatsmarktwertes nach Nummer 3 berechnet. Für 
Strom aus anderen Anlagen wird die Höhe der Marktprä-
mie nach § 23a („MP“) anhand des energieträgerspezifi-
schen Jahresmarktwertes nach Nummer 4 berechnet. 

3. Berechnung der Marktprämie anhand des energieträ-
gerspezifischen Monatsmarktwertes 

3.1 Berechnungsgrundsätze 

3.1.1 Die Höhe der Marktprämie wird kalendermonatlich 
berechnet. Die Berechnung erfolgt rückwirkend anhand 
der für den jeweiligen Kalendermonat berechneten Werte. 

3.1.2 Die Höhe der Marktprämie in Cent pro Kilowatt-
stunde direkt vermarkteten und tatsächlich eingespeisten 
Stroms wird nach der folgenden Formel berechnet: 

MP = AW - MW 

Anlage 1 (zu § 23a) Höhe der Marktprämie 

1. Berechnung der Marktprämie 

1.1 Im Sinne dieser Anlage ist: 

- „MP“ die Höhe der Marktprämie nach § 23a in Cent pro 
Kilowattstunde, 

- „AW“ der anzulegende Wert unter Berücksichtigung der 
§§ 19 bis 54 in Cent pro Kilowattstunde, 

- „MW“ der jeweilige Monatsmarktwert in Cent pro  
Kilowattstunde. 

1.2 Die Höhe der Marktprämie nach § 23a („MP“) in Cent 
pro Kilowattstunde direkt vermarkteten und tatsächlich 
eingespeisten Stroms wird nach der folgenden Formel be-
rechnet: 

MP = AW – MW 

Ergibt sich bei der Berechnung ein Wert kleiner null, wird 
abweichend von Satz 1 der Wert „MP“ mit dem Wert null 
festgesetzt. 

2. Berechnung des Monatsmarktwerts „MW“ 

2.1 Monatsmarktwert bei Strom aus Wasserkraft, Depo-
niegas, Klärgas, Grubengas, Biomasse und Geothermie 

Als Wert „MW“ in Cent pro Kilowattstunde ist bei direkt 
vermarktetem Strom aus Wasserkraft, Deponiegas, Klär-
gas, Grubengas, Biomasse und Geothermie der Wert 
„MWEPEX“ anzulegen. Dabei ist „MWEPEX“ der tatsächliche 
Monatsmittelwert der Stundenkontrakte für die Preiszone 
für Deutschland am Spotmarkt der Strombörse in Cent 
pro Kilowattstunde. 

2.2 Monatsmarktwert bei Strom aus Windenergie und  
solarer Strahlungsenergie 

2.2.1 Energieträgerspezifischer Monatsmarktwert 

http://www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014/anlage_1.html
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Ergibt sich bei der Berechnung ein Wert kleiner null, wird 
abweichend von Satz 1 der Wert „MP“ mit dem Wert null 
festgesetzt. 

3.2 Berechnung des Monatsmarktwerts „MW“ bei Strom 
aus Wasserkraft, Deponiegas, Klärgas, Grubengas, Bio-
masse und Geothermie 

Der Wert „MW“ ist bei direkt vermarktetem Strom aus 
Wasserkraft, Deponiegas, Klärgas, Grubengas, Biomasse 
und Geothermie der tatsächliche Monatsmittelwert des 
Spotmarktpreises. 

3.3 Berechnung des Monatsmarktwerts „MW“ bei Strom 
aus Windenergie und solarer Strahlungsenergie 

3.3.1 Energieträgerspezifischer Monatsmarktwert 

Als Wert „MW“ ist anzulegen bei direkt vermarktetem 
Strom aus 

- Windenergieanlagen an Land der Wert „MWWind an Land“ 

- Windenergieanlagen auf See der Wert „MWWind auf See“ und 

- Solaranlagen der Wert „MWSolar“ 

3.3.2 Windenergie an Land 

„MWWind an Land“ ist der tatsächliche Monatsmittelwert des 
Marktwerts von Strom aus Windenergieanlagen an Land, 
der sich aus dem Spotmarktpreis ergibt und wie folgt be-
rechnet wird: 

- Für jede Stunde eines Kalendermonats wird der durch-
schnittliche Spotmarktpreis mit der Menge des in dieser 
Stunde nach der Online-Hochrechnung nach Nummer 5.1 
erzeugten Stroms aus Windenergieanlagen an Land multi-
pliziert. 

- Die Ergebnisse für alle Stunden des Kalendermonats wer-
den summiert. 

- Diese Summe wird dividiert durch die Menge des in dem 
gesamten Kalendermonat nach der Online-Hochrechnung 
nach Nummer 5.1 erzeugten Stroms aus Windenergiean-
lagen an Land. 

… 

4. Berechnung der Marktprämie anhand des energieträ-
gerspezifischen Jahresmarktwerts 

4.1 Berechnungsgrundsätze 

4.1.1 Die Höhe der Marktprämie wird jährlich berechnet. 
Die Berechnung erfolgt rückwirkend anhand des für das 
jeweilige Kalenderjahr tatsächlich berechneten Jahres-
marktwerts. 

4.1.2 Die Höhe der Marktprämie in Cent pro Kilowatt-
stunde direkt vermarkteten und tatsächlich eingespeisten 
Stroms wird nach der folgenden Formel berechnet: 

MP = AW - JW 

Ergibt sich bei der Berechnung ein Wert kleiner null, wird 
abweichend von Satz 1 der Wert „MP“ mit dem Wert null 
festgesetzt. 

Als Wert „MW“ in Cent pro Kilowattstunde ist anzulegen 
bei direkt vermarktetem Strom aus 

– Windenergieanlagen an Land der Wert „MWWind an Land“, 

– Windenergieanlagen auf See der Wert „MWWind auf See“ 
und 

– Solaranlagen der Wert „MWSolar“. 

2.2.2 Windenergie an Land 

„MWWind an Land“ ist der tatsächliche Monatsmittelwert des 
Marktwerts von Strom aus Windenergieanlagen an Land 
am Spotmarkt der Strombörse für die Preiszone für 
Deutschland in Cent pro Kilowattstunde. Dieser Wert wird 
wie folgt berechnet: 

2.2.2.1 Für jede Stunde eines Kalendermonats wird der 
durchschnittliche Wert der Stundenkontrakte am Spot-
markt der Strombörse für die Preiszone für Deutschland 
mit der Menge des in dieser Stunde nach der Online-
Hochrechnung nach Nummer 3.1 erzeugten Stroms aus 
Windenergieanlagen an Land multipliziert. 

2.2.2.2 Die Ergebnisse für alle Stunden dieses Kalender-
monats werden summiert. 

2.2.2.3 Diese Summe wird dividiert durch die Menge des 
in dem gesamten Kalendermonat nach der Online-Hoch-
rechnung nach Nummer 3.1 erzeugten Stroms aus Wind-
energieanlagen an Land. 

… 

3. Veröffentlichung der Berechnung 

3.1 Die Übertragungsnetzbetreiber müssen jederzeit unver-
züglich auf einer gemeinsamen Internetseite in einheitli-
chem Format die auf der Grundlage einer repräsentativen 
Anzahl von gemessenen Referenzanlagen erstellte Online-
Hochrechnung der Menge des tatsächlich erzeugten Stroms 
aus Windenergieanlagen an Land, Windenergieanlagen auf 
See und Solaranlagen in ihren Regelzonen in mindestens 
stündlicher Auflösung veröffentlichen. Für die Erstellung der 
Online-Hochrechnung sind Reduzierungen der Einspeiseleis-
tung der Anlage durch den Netzbetreiber oder im Rahmen 
der Direktvermarktung nicht zu berücksichtigen. 

3.2 Die Übertragungsnetzbetreiber müssen ferner für je-
den Kalendermonat bis zum Ablauf des zehnten Werktags 
des Folgemonats auf einer gemeinsamen Internetseite in 
einheitlichem Format und auf drei Stellen nach dem 
Komma gerundet folgende Daten in nicht personenbezo-
gener Form veröffentlichen: 

a) den Wert der Stundenkontrakte am Spotmarkt der 
Strombörse für die Preiszone für Deutschland für jeden 
Kalendertag in stündlicher Auflösung, 

b) den Wert „MWEPEX“ nach Maßgabe der Nummer 2.1, 

c) den Wert „MWWind an Land“ nach Maßgabe der Nummer 
2.2.2, 

d) den Wert „MWWind auf See“ nach Maßgabe der Nummer 
2.2.3 und 
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4.2 Berechnung des Jahresmarktwerts „JW“ bei Strom aus 
Wasserkraft, Deponiegas, Klärgas, Grubengas, Biomasse 
und Geothermie 

Als Wert „JW“ ist bei direkt vermarktetem Strom aus 
Wasserkraft, Deponiegas, Klärgas, Grubengas, Biomasse 
und Geothermie der tatsächliche Jahresmittelwert des 
Spotmarktpreises anzulegen. 

4.3 Berechnung des Jahresmarktwertes „JW“ bei Strom 
aus Windenergie und solarer Strahlungsenergie 

4.3.1 Energieträgerspezifischer Jahresmarktwert 

Als Wert „JW“ in Cent pro Kilowattstunde ist anzulegen 
bei direkt vermarktetem Strom aus 

- Windenergieanlagen an Land der Wert „JWWind an Land“ 

- Windenergieanlagen auf See der Wert „JWWind auf See“ und 

- Solaranlagen der Wert „JWSolar“. 

4.3.2 Windenergie an Land 

„JWWind an Land“ ist der tatsächliche Jahresmittelwert des 
Marktwerts von Strom aus Windenergieanlagen an Land, 
der sich aus dem Spotmarktpreis ergibt und wie folgt be-
rechnet wird: 

- Für jede Stunde eines Kalenderjahres wird der durchschnitt-
liche Spotmarktpreis mit der Menge des in dieser Stunde 
nach der Online-Hochrechnung nach Nummer 5.1 erzeug-
ten Stroms aus Windenergieanlagen an Land multipliziert. 

- Die Ergebnisse für alle Stunden des Kalenderjahres wer-
den summiert. 

- Diese Summe wird dividiert durch die Menge des in dem 
gesamten Kalenderjahr nach der Online-Hochrechnung 
nach Nummer 5.1 erzeugten Stroms aus Windenergiean-
lagen an Land. 

… 

5. Veröffentlichungen 

5.1 Die Übertragungsnetzbetreiber müssen jederzeit un-
verzüglich auf einer gemeinsamen Internetseite in einheitli-
chem Format die auf der Grundlage einer repräsentativen 
Anzahl von gemessenen Referenzanlagen erstellte Online-
Hochrechnung der Menge des tatsächlich erzeugten Stroms 
aus Windenergieanlagen an Land, Windenergieanlagen auf 
See und Solaranlagen in ihren Regelzonen in mindestens 
stündlicher Auflösung veröffentlichen. Für die Erstellung der 
Online-Hochrechnung sind Reduzierungen der Einspeiseleis-
tung der Anlage durch den Netzbetreiber oder im Rahmen 
der Direktvermarktung nicht zu berücksichtigen. 

5.2 Die Übertragungsnetzbetreiber müssen ferner für je-
den Kalendermonat bis zum Ablauf des zehnten Werktags 
des Folgemonats auf einer gemeinsamen Internetseite in 
einheitlichem Format und auf drei Stellen nach dem 
Komma gerundet folgende Daten in nicht personenbezo-
gener Form veröffentlichen: 

a) den Spotmarktpreis für jeden Kalendertag in stündlicher 
Auflösung, 

e) den Wert „MWSolar“ nach Maßgabe der Nummer 2.2.4. 

3.3 Soweit die Daten nach Nummer 3.2 nicht bis zum Ab-
lauf des zehnten Werktags des Folgemonats verfügbar 
sind, sind sie unverzüglich in nicht personenbezogener 
Form zu veröffentlichen, sobald sie verfügbar sind. 
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b) den Wert „MW“ nach der Maßgabe der Nummer 3.2, 

c) den Wert „MWWind an Land“ nach der Maßgabe der Num-
mer 3.3.2, 

d) den Wert „MWWind auf See“ nach der Maßgabe der Num-
mer 3.3.3 und 

e) den Wert „MWSolar“ nach der Maßgabe der Nummer 
3.3.4. 

5.3 Die Übertragungsnetzbetreiber müssen ferner für je-
des Kalenderjahr bis zum Ablauf des zehnten Werktages 
des Folgejahres auf einer gemeinsamen Internetseite in 
einheitlichem Format und auf drei Stellen nach dem 
Komma gerundet folgende Daten in nicht personenbezo-
gener Form veröffentlichen: 

a) den Wert „JW“ nach der Maßgabe der Nummer 4.2, 

b) den Wert „JWWind an Land“ nach der Maßgabe der Num-
mer 4.3.2, 

c) den Wert „JWWind auf See“ nach der Maßgabe der Num-
mer 4.3.3 und 

d) den Wert „JWSolar“ nach der Maßgabe der Nummer 
4.3.4. 

5.4 Soweit Daten, die nach Nummer 5.2 oder 5.3 veröf-
fentlicht werden müssen, nicht fristgerecht verfügbar sind, 
muss die Veröffentlichung unverzüglich nachgeholt werden. 

Anlage 5 (zu § 3 Nummer 43c)  

Südregion 

Folgende kreisfreie Städte, Stadtkreise, Kreise und Land-
kreise bilden die Südregion: 
… 
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